
Ausstellung
„Befreiungsausschuss Südtirol
(BAS)  –  Opfer  für  die
Freiheit“
Bild Egon Zemmer

Eine  Dokumentation  über  den
Südtiroler  Freiheitskampf  der
1960er Jahre in Bozen
Die Ausstellung befindet sich in Bozen, Lauben 9, und ist von
Dienstag bis Samstag (jeweils von 10–12 Uhr und von 15-17 Uhr)
bei freiem Eintritt geöffnet.

Die Ausstellung wurde vor allem auf Initiative des „Südtiroler
Heimatbundes“ (SHB) ins Leben gerufen, einer von ehemaligen
Freiheitskämpfern  und  politischen  Häftlingen  gegründeten
Vereinigung,  welche  für  die  Selbstbestimmung  Südtirols
eintritt.

Ausschnitte aus der Einladung

Deren  Ehrenobmann  ist  der  ehemalige  Freiheitskämpfer  Sepp
Mitterhofer (im Bild rechts), Obmann ist Roland Lang (im Bild
links).

Kurator  der  Ausstellung  ist  der  an  der  österreichischen
Landesverteidigungsakademie  lehrende  österreichische  Oberst

https://suedtirol-info.at/ausstellung-befreiungsausschuss-suedtirol-bas-opfer-fuer-die-freiheit/
https://suedtirol-info.at/ausstellung-befreiungsausschuss-suedtirol-bas-opfer-fuer-die-freiheit/
https://suedtirol-info.at/ausstellung-befreiungsausschuss-suedtirol-bas-opfer-fuer-die-freiheit/
https://suedtirol-info.at/ausstellung-befreiungsausschuss-suedtirol-bas-opfer-fuer-die-freiheit/
http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2018/05/Col-7-18a.jpg
http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2018/05/Bild-6.jpg
http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2018/05/col-7-18b.jpg


und Historiker Mag. Dr. Hubert Speckner, welcher zusammen mit
seiner Frau Mag. Sylvia Speckner (Bild rechts) die Bildtexte
verfasst hat. Ausstellungsträger ist der „Andreas-Hofer-Bund
Tirol“  (AHB)  in  Innsbruck  unter  dessen  Obmann  Winfried
Matuella (Bild links).

An der Erstellung der Ausstellung wirkten neben den bereits
Genannten noch weitere Personen mit:

Meinrad Berger (ehemaliger polit. Häftling), Univ.-Prof. Dr.
Erhard Hartung (ehemaliger polit. Häftling), Altlandesrat Dr.
Bruno Hosp, die ehemalige Landtagsabg. Dr. Eva Klotz, Roland
Lang, Christoph Mitterhofer, Dr. Herlinde und Klaudius Molling
(ehemalige  Freiheitskämpfer),  Efrem  Oberlechner  vom
„Südtiroler  Schützenbund“  sowie  die  Historiker  Dr.  Othmar
Parteli und Dr. Margareth Lun.

Am 10. Mai wurde in Bozen die Ausstellung vor 200 geladenen
Gästen feierlich eröffnet.

Sieben  ehemalige  Mitglieder  des  „Befreiungsausschusses
Südtirol“  aus  Süd-  und  Nordtirol  sowie  Deutschland  waren
persönlich  anwesend.  Zahlreiche  Abgeordnete  des  Südtiroler
Landtages, Altmandatare und amtierende Bozner Stadträte sowie
Vertreter verschiedener Parteien gaben dem Andreas Hofer-Bund
Tirol als Ausstellungsträger sowie dem Südtiroler Heimatbund
als Initiator der Ausstellung und dem Ausstellungsbeirat die
Ehre.

(Bild Egon Zemmer)

Die sehr beeindruckende Einführungsrede hielt der Altlandesrat
und  Ausstellungsbeirat  Dr.  Bruno  Hosp  (SVP),  welcher  ein
persönlicher  Freund  der  Freiheitskämpfer  Luis  Amplatz  und
Georg Klotz gewesen war und diese auch unterstützt hatte.

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2018/05/Bild-8a.jpg
http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2018/05/Bild-10.jpg


(Bild Egon Zemmer)

Dr.  Hosp  gab  einen  fundierten  historischen  Überblick  die
späten  1950er-  und  die  1960er  Jahre  in  Südtirol  und  die
vergeblichen Versuche, das Selbstbestimmungsrecht der deutsch-
und ladinisch-sprachigen Bevölkerung Südtirols gegenüber dem
italienischen Zentralstaat einzufordern.

In Südtirol herrschte Repression
„In  Südtirol  herrschte  damals  eine  Atmosphäre  geradezu
provokativer  Repression.  Unsere  Landsleute  waren  laufend
Anpöbelungen,  Verhöhnungen  und  Diffamierungen  ausgesetzt“,
berichtete Dr. Hosp.

„Vor dem Bozner Schwurgericht wurden am laufenden Band so
genannte Schmähprozesse, zum Beispiel wegen des Hissens von
weiß-roten Tiroler Fahnen, abgewickelt. Immer wieder wurden
örtliche  Versammlungen  der  Südtiroler  Volkspartei  von
neufaschistischen Randalierern gestört.“

In  Österreich  prangerte  damals  der  Bergisel-Bund  in  einer
Broschüre die Methoden der italienischen Polit-Justiz an.

Massenhafte  Zuwanderung  wurde  staatlich
gefördert
„Mit  der  praktischen  Ausgrenzung  der  Südtiroler  von  den
staatlichen und halbstaatlichen Stellen ging eine forcierte
Zuwanderung  aus  dem  Süden  Italiens  einher,  die  geradezu
beängstigende  Ausmaße  annahm.  Mehrere  Tausend  Südtiroler
mussten jährlich ihre angestammte Heimat verlassen, um in
Deutschland und in der Schweiz Arbeit zu suchen, weil sie von
den öffentlichen Stellen einfach ausgesperrt blieben und weil
gleichzeitig durch die Technisierung der Landwirtschaft immer
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mehr Arbeitskräfte freigesetzt wurden. Durch ein vom Staat
massiv gefördertes Wohnbauprogramm wurden in Südtirol, vorab
hier in Bozen, mehrere Tausend Volkswohnungen errichtet, von
denen aber nicht einmal 6% Südtirolern zugewiesen wurden.“

Zuwanderer  aus  dem  Süden  und  die  für  sie  durch  den
italienischen Staat errichteten neuen Stadtgebiete Bozens.

Der „Todesmarsch“ der Volksgruppe und der
Widerstand des BAS
Diese  bedrohliche  Gesamtsituation  habe  damals  Kanonikus
Michael  Gamper,  in  einem  „Dolomiten“-Leitartikel  so
gekennzeichnet:  „…Es  ist  ein  Todesmarsch,  auf  dem  wir
Südtiroler uns seit 1945 befinden, wenn nicht noch in letzter
Stunde Rettung kommt.“

Der Priester und Publizist Kanonikus Michael Gamper: Südtirol
ist auf dem „Todesmarsch“!

Die  römische  Regierung  sei  jedoch  uneinsichtig  gewesen,
berichtete Dr. Hosp weiter. „Daraufhin versuchte der BAS mit
gezielten Aktionen auf die unhaltbar gewordene Situation durch
eine „Strategie der feinen Nadelstiche“, wie sein Anführer
Sepp  Kerschbaumer  es  umschrieb,  aufmerksam  zu  machen.  Das
Mittel  der  Wahl  waren  mehrere  Anschläge  gegen  staatliche
Sachgüter  und  gegen  materielle  Symbole  der  früheren
faschistischen  Staatsmacht.

Der Höhepunkt war die Serie von Anschlägen in der Nacht des
Herz-Jesu-Sonntags  1961  und  vereinzelte  Anschläge  in  den
Folgejahren, die weltweit Aufsehen erregten, aber auch die
Staatsmacht  zu  überzogener  Verfolgung  der  Urheber  mit
unmenschlichen  Folterungen  und  unverhältnismäßig  langen
Haftstrafen verleitete.
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Bild links: Der Freiheitskämpfer Georg Klotz. Bild rechts: Der
Freiheitskämpfer Luis Amplatz.

Ungesühnte  Folterungen  und  verweigerter
versöhnlicher Schlussstrich
 Zusätzlich waren die Freiheitskämpfer und mit ihnen alle
mitfühlenden  Tiroler  dadurch  gedemütigt  worden,  dass  ihre
skrupellosen  Folterer  nicht  nur  vom  Gericht  in  Trient
freigesprochen,  sondern  drei  Tage  darauf  in  Rom  sogar
feierlich empfangen, ausgezeichnet und befördert wurden.

Hingegen  warten  ein  paar  unserer  außer  Landes  lebenden
Aktivisten der 60er Jahre, die, wohlgemerkt, nachweislich kein
Menschenleben  auf  dem  Gewissen  haben,  seit  über  fünf
Jahrzehnten  vergeblich  auf  eine  Begnadigung  durch  den
italienischen  Staatspräsidenten.“  In  diesem  Zusammenhang,
sagte Dr. Hosp, gebühre dem Ausstellungskurator Dr. Speckner
auch  noch  ein  ganz  besonderer  Dank  für  sein  jüngstes
historisches Werk „Von der Feuernacht zur Porzescharte – Das
Südtirolproblem  der  1960er  Jahre  in  den  österreichischen
sicherheitsdienstlichen Akten“. „Er enthüllt darin, dass es in
der heißen Zeit der Anschläge der 60er Jahre eine ganze Reihe
offenkundiger  Geheimdienst-Manipulationen  zu  Lasten  unserer
Freiheitskämpfer  gegeben  hat.  Bei  mehreren  auch  für  die
Zivilbevölkerung  gefährlichen Anschlägen hatten ganz offenbar
‚italienische Dienste‘ oder neofaschistische Kreise ihre Hände
im  Spiel. Hier war es ganz offenkundig darum gegangen, die
‚terroristi  altoatesini‘  als  gewissenlose  Attentäter
hinzustellen,  welche  selbst  vor  der  Auslöschung  von
Menschenleben nicht zurückschrecken würden. Lieber Hubert, für
diese  Zurechtrückungen  und  damit  längst  fälligen
Rehabilitierungen  mehrerer  Aktivisten,  sei  Dir  aufrichtig
gedankt.“
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Einen besonderen Dank stattete Dr. Hosp dem Historiker Dr.
Speckner für dessen Aufsehen erregendes Enthüllungsbuch ab:
„Von der Feuernacht zur Porzescharte – Das Südtirolproblem der
1960er Jahre in den österreichischen sicherheitsdienstlichen
Akten“. (Bild links von Egon Zemmer)

Der  entscheidende  Beitrag  des
Freiheitskampf  es  für  eine  bessere
Autonomie
Zum Abschluss kam Dr. Hosp auf die Auswirkungen des damaligen
Widerstandes zu sprechen. Er sagte:

„Wer die schweren, ja turbulenten Zeiten, die in der heute zu
eröffnenden  Dauerausstellung  dokumentiert  werden,  hautnah
miterlebt hat, hegt wohl keinen Zweifel darüber, dass die
Freiheitskämpfer  der  50er  und  60er  Jahre  durch  ihren
beherzten Einsatz und ihre großen Opfer einen entscheidenden
Beitrag zur Erreichung der neuen, qualitativ unvergleichlich
besseren  Autonomie  Südtirols  geleistet  haben.  Das
Selbstbestimmungsrecht  zur  Erlangung  der  Wiedervereinigung
unserer Heimat mit dem Bundesland Tirol und dem Vaterland
Österreich blieb uns Südtirolern jedoch weiterhin versagt. …
Die heute zur Eröffnung anstehende „Ständige Ausstellung“
heißt „BAS – Opfer für die Freiheit“ und würdigt den Einsatz
und  das  Leiden  der  Südtiroler  Freiheitskämpfer  und
Freiheitskämpferinnen der 60er Jahre und ihrer Familien.

Im Friedhof von St. Pauls gedenken der Südtiroler Heimatbund
und der Südtiroler Schützenbund alljährlich am 8. Dezember
aller verstorbenen Aktivisten der 60er Jahre, die sich für
die  Einheit und Freiheit Tirols aktiv eingesetzt haben.

 Auf  der  Gedenktafel  neben  dem  Gefallenendenkmal  sind
stellvertretend für alle Sepp Kerschbaumer,  Franz Höfler,
Toni  Gostner,  Luis  Amplatz,  Jörg  Klotz  und  Kurt  Welser
verewigt.  Ihnen  und  ihren  Familienangehörigen,  aber  auch



allen übrigen Aktivisten der angesprochenen Zeit soll diese
ständige Ausstellung in Dankbarkeit für ihre erbrachten Opfer
gewidmet sein.“

Das Südtiroler Internetportal UNSER TIROL 24  lieferte über
die Ausstellungseröffnung nachstehenden Bericht:

Bildergalerie: BAS – Opfer für die
Freiheit.  Ausstellung  in  Bozen
eröffnet
Die Dauerausstellung unter den Namen „BAS – Opfer für die
Freiheit“ veranschaulicht das Geschehen in all seinen Facetten
und liefert erstmals einen eindrucksvollen Einblick darüber,
wie der Widerstand von Sepp Kerschbaumer und seinen Getreuen
organisiert und durchgeführt worden ist

Bild Egon Zemmer

Erstmals öffentlich präsentierte Exponate
Die Ausstellung „BAS – Opfer für die Freiheit“ erinnert an
Verdienste,  Leiden  und  Opfer  der  Verfolgten  und  ihre(r)
Familien – auch und gerade weil sie in der überwiegenden Zahl
der Fälle ohne Dank geblieben sind. Die meisten der erstmals
in aller Öffentlichkeit präsentierten Exponate entstammen der
„Mitterhofer-Sammlung“. Sepp Mitterhofer aus Meran-Obermais,
ein bisher von der Südtiroler Politik unbedankt gebliebener
BAS-Aktivist  der  ersten  Stunde,  jetzt  Ehrenobmann  des
Südtiroler Heimatbundes (SHB), in dem sich am 9. Februar 1974
ehemalige  Freiheitskämpfer  zusammenschlossen,  hat  sie  über
Jahrzehnte hin zusammengetragen und beherbergt. Seine Sammlung
bildet  den  Kern  der  Ausstellung  „BAS  –  Opfer  für  die
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Freiheit“.

Ausgestellt werden zudem weitere Objekte aus dem Besitz von
BAS-Aktivisten bzw. deren Nachkommen. Aus dem „BAS-Archiv“,
dem  im  Tiroler  Landesmuseum  Ferdinandeum  in  Innsbruck
vorhandenen Vorlass der BAS-Aktivisten Herlinde und Klaudius
Molling,  sind  Leihgaben  ausgestellt,  welche  die  mitunter
einfachen  Methoden  veranschaulichen,  derer  sich  die
Freiheitskämpfer  bedienen  mussten.  Ein  reichhaltig
ausgestatteter  Ausstellungskatalog  stellt  in  Wort  und  Bild
eindrucksvoll  den  inneren  Zusammenhang  von  Exponaten  und
Geschehenshistorie her.

Zeitzündvorrichtung; Bild Egon Zemmer

 

Keine Verherrlichung von Gewalt
Die Ausstellung befindet sich in Bozen, Lauben 9, und ist von
Dienstag bis Samstag (jeweils von 10–12 Uhr und von 15-17 Uhr)
geöffnet.  Nach  Vereinbarung  sind  Gruppenführungen  auch
außerhalb dieser Zeiten möglich. Initiatoren sind der Andreas-
Hofer-Bund  Tirol  (AHB;  Innsbruck)  und  der  Südtiroler
Heimatbund (SSB; Bozen). Großzügiges Mäzenatentum der (von der
in Australien lebenden Österreicherin Dr. Helga Christian 1966
eingerichteten)  Laurin-Stiftung  (Liechtenstein)  hat  ihre
Einrichtung als Dauerausstellung erst ermöglicht.

„BAS – Opfer für die Freiheit“ verherrlicht keineswegs Gewalt
und/oder  Terrorismus.  Sie  legt  anhand  von  Einzelobjekten
offen,  wozu  Männer  und  Frauen  imstande  sein  können  (und
müssen), die keinen anderen Weg mehr sehen, als zur Tat zu
schreiten, um die im Lügengewand des „demokratischen Staates“
ausgeübte  Gewaltherrschaft  gegen  die  in  fremdnationaler
Umgebung  zu  leben  gezwungenen  Landsleute  durch  gezielte
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Attacken zu unterminieren – wenn der gütlichen Worte genug
gewechselt  sind,  ohne  dass  sich  Besserung/Befriedung
einstellt.

Solche mittelalterlichen Schraubzwingen verwendeten damals die
Carabinieri als Handfesseln. Zusätzlich wurden die Gefangenen
aneinander gekettet.

 Eine Herausforderung
Eine Herausforderung für diese erstmalige Ausstellung über den
BAS bestand darin, dass sowohl die „offizielle“ italienische,
als auch die wissenschaftliche und journalistische Publizistik
im deutschsprachigen Raum deren Aktivisten politisch in die
„recht(sradikal)e Ecke“ stellt(e). Das wird jedoch weder den
handelnden Personen noch ihrer Sache gerecht. In den für die
damalige  Südtirol-Politik  entscheidenden  Jahren  waren  unter
den BAS-Leuten (in Südtirol wie in Österreich und Deutschland)
fast  alle  gängigen  politischen  Weltanschauungen  vertreten;
ihren führenden Köpfen ging es vor allem darum, dass „etwas
geschehen muss“.

Die allen Bevölkerungsschichten entstammenden Südtiroler BAS-
Aktivisten  handelten  schlicht  und  ergreifend  aus  dem
Beweggrund, als Tiroler Patrioten Heimat und Volkskultur vor
der  schieren  Gefahr  „ewiger  Italianità“,  der  vom
„demokratischen Italien“ bruchlos übernommenen Zielsetzung des
Faschismus, somit vor dem von Kanonikus Gamper beschworenen
„Todesmarsch der Südtiroler“ (s.o.) zu bewahren. Dies just
auch  für  die  Anschauung  Nachgeborener  nachvollziehbar  zu
machen, ist das hehre Ziel dieser durch und durch für gelungen
zu erachtenden Ausstellung.

Ein Originalbrief Sepp Kerschbaumers an seine Frau Maria aus
dem Kerker.
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Soweit der Bericht  von „UNSER TIROL 24“.

Weitere Informationen und Bilder sind im Ausstellungskatalog
zu finden:

Ausstellungskatalog auf deutsch herunterladen.
Ausstellungskatalog auf ladinisch herunterladen.
Ausstellungskatalog auf italienisch herunterladen.

Hier ein sehenswertes Video zur Ausstellungseröffnung.

Hier ein Bericht in italienischer Sprache.

Hier ein Gastbeitrag des Zeithistorikers und Publizisten Prof.
Dr. Dr. h.c. Olt auf der Internetseite des Magazins „Info-
DIREKT“.

Ein  frohes  Weihnachtsfest,
Frieden, Glück und Gesundheit
im Neuen Jahr!
Das wünschen wir allen unseren Lesern und ihren Familien.

Kurz vor Weihnachten wurde nun auch das Regierungsprogramm
veröffentlicht, in welchem die Möglichkeit des Erwerbs der
österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch  Südtiroler  „in
Aussicht“ genommen wird.

Diese  Ankündigung  wurde  von  allen  Parteien  Südtirols  mit
Freude  begrüßt.  Kritiker  verwiesen  aber  auch  darauf,  dass
diese Formulierung eine Absichtserklärung ohne Verpflichtung
sei.
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Nun hat der Obmann der Südtiroler Volkspartei (SVP) Philipp
Achammer, am 17. Dezember 2017 in einem Interview mit der
Südtiroler Sonntagszeitung „ZETT“ erklärt:

„Sebastian Kurz (Anm.: der österreichische Bundeskanzler) hat
mir in sämtlichen Gesprächen immer erklärt, dass das, was im
Koalitionsabkommen steht, auch gemacht wird. Deshalb rechne
ich mit der Umsetzung in dieser Amtszeit.“

Am 20. Dezember 2017 bekannte sich der neue Vizekanzler der
Republik  Österreich,  Heinz  Christian  Strache  (FPÖ)  im
Österreichischen  Nationalrat  in  Wien  im  Zuge  der
Regierungserklärung  zur  Möglichkeit  des  Erwerbs  der
österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch  Südtiroler.  Man
wolle  dieses  Projekt  mit  Nachdruck  verfolgen  und
verwirklichen.  Er  sagte,  dass  auch  Italien  seinen  eigenen
italienischen Minderheiten, in großzügiger Art und Weise, die
doppelte Staatsbürgerschaft gewährt.

Man kann damit hoffen, dass die bisherige durch Jahrzehnte
hindurch betriebene Politik der ständigen Rücksichtnahme auf
Rom zu Lasten Südtirols nun ein Ende finden möge.

Wenn die neue Regierung mit Ernsthaftigkeit an die Umsetzung
des  Jahrhundertprojektes  „Doppelte  Staatsbürgerschaft  für
Südtiroler“ herangehen sollte, dann werden alle Gutgesinnten
sie dabei gerne unterstützen.

Wir werden über die weitere Entwicklung berichten.

In  diesem  Sinne  grüßen  wir  alle  Landsleute  diesseits  und
jenseits des Brenners und verbleiben mit den besten Wünschen!

Die Mitarbeiter der Redaktion des SID



Doppelstaatsbürgerschaft: Das
Störmanöver des Andreas Khol
– und die Widerlegung seiner
Behauptungen
Ende November 2017 äußerte Andreas Khol gegenüber mehreren
Personen,  dass  er  einer  doppelten  Staatsbürgerschaft  für
Südtiroler  ablehnend  gegenüber  stehe.  Er  werde,  so  Khol,
demnächst öffentlich dazu Stellung nehmen.

Tatsächlich erschien bereits am 1. Dezember 2017 ein großer,
von  Khol  verfasster  Artikel  in  der  „Tiroler  Tagezeitung“,
welche  ihm  bereitwillig  eine  ganze  Seite  zur  Verfügung
gestellt hatte, womit er dem Wunsch so zahlreicher Südtiroler
nach  zusätzlichem  Erwerb  der  österreichischen
Staatsbürgerschaft  öffentlich  entgegen  treten  konnte.

In  seinen  Ausführungen  stellte  Khol  Behauptungen  auf,  auf
welche die „Süd-Tiroler Freiheit“ noch am 1. Dezember 2017 in
einer Presseerklärung antwortete.

Das Internet-Nachrichtenprotal „Unser Tirol 24“  berichtete
über die Stellungnahme der „Süd-Tiroler Freiheit“:

Khol habe „eine Reihe von Fehlinformationen“ verbreitet, „die
im  Sinne  einer  sachlichen  und  objektiven  Diskussion
richtiggestellt  werden  müssen“

Alle Bedenken, die Andreas Khol äußert, seien bereits von
Stellungnahmen  der  österreichischen  Ministerien  sowie  von
einem Rechtsgutachten der Universität Innsbruck entkräftet und
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widerlegt worden. Bereits in der Vergangenheit sei Khol wegen
falscher Aussagen zum Doppelpass in Kritik geraten, hieß es in
der Presseaussendung.

Im  Folgenden  würden  Khols  Äußerungen  aufgrund  dieser
Widerlegungen  der  Boden  entzogen:

Beziehungen zu Italien würden belastet?

 Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  österreichische
Staatsbürgerschaft für Süd-Tiroler die Beziehungen zu Italien
belasten würde. DAS IST NICHT RICHTIG! Italien bietet seit
2006 seinen eigenen italienischen Minderheiten in Slowenien
und Kroatien ebenfalls die italienische Staatsbürgerschaft als
Zweitstaatsbürgerschaft  an  und  könnte  somit  nichts  dagegen
haben,  wenn  Österreich  dasselbe  für  seine  österreichische
Minderheit  in  Italien  (die  Süd-Tiroler)  machen  würde.  Die
italienische  Regierung  hat  sich  zudem  bereits  positiv  zur
Wiedererlangung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  für
Süd-Tiroler  geäußert  und  diese  Initiative  sogar  als
„vernünftigen  Vorschlag“  bezeichnet.

 Verfassungsänderung wäre nötig?

Andreas Khol behauptet, dass eine tiefgreifende Abänderung des
österreichischen  Staatsbürgerschaftsrechts  durch  ein
Verfassungsgesetz notwendig wäre. DAS IST NICHT RICHTIG! Eine
einfache  Abänderung  des  Staatsbürgerschaftsgesetzes  würde
ausreichen. Konkret bräuchte es nur einen Zusatzpunkt im §58c
„Erwerb durch Anzeige“, darin wird bereits heute geregelt,
dass Personen, die aus politischen Gründen die österreichische
Staatsbürgerschaft  verloren  haben,  dieselbe  wiedererlangen
können,  ohne  ihre  bisherige  Staatsbürgerschaft  aufgeben  zu
müssen.

 Hohe Gebühren/Sonderregelung?

 Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  Wiedererlangung  der
österreichischen Staatsbürgerschaft für Süd-Tiroler mit hohen



Kosten  verbunden  wäre  und  man  daher  eine  Sonderregelung
treffen  müsste.  DAS  IST  NICHT  RICHTIG!  Der  Erwerb  der
Staatsbürgerschaft  durch  „Anzeige“  ist  mit  keiner  Gebühr
verbunden und es bedarf daher auch keiner Sonderregelung.

Widerspruch zu Pariser Vertrag?

Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  Wiedererlangung  der
österreichischen  Staatsbürgerschaft  für  Süd-Tiroler  im
Widerspruch zum Pariser Vertrag stünde. DAS IST NICHT RICHTIG!
Die Universität Innsbruck hat 2011 unter der Leitung von Univ.
Prof.  Dr.  Walter  Obwexer  ein  umfangreiches  Rechtsgutachten
erstellt,  welches  bestätigt,  dass  die  Umsetzung  rechtlich
problemlos  möglich  wäre  und  weder  gegen  nationale  noch
internationale Verträge verstößt. Auch der Vertrag von Saint-
Germain, der Pariser Vertrag und das Unionsrecht stellen keine
Hindernisse dar.

Wahlrecht/Sonderregelung?

Andreas  Khol  behauptet  dass  das  Wahlrecht  dahingehend
abgeändert  werden  müsste,  dass  die  Süd-Tiroler  eigene
Vertreter ins österreichische Parlament wählen könnten. DAS
IST NICHT RICHTIG! Die Süd-Tiroler hätten als österreichische
Staatsbürger dieselben Rechte und Pflichten wie alle anderen
Auslandsösterreicher. Europapolitisch würden sich insbesondere
für Tirol interessante Perspektiven ergeben, da beispielsweise
bei EU-Wahlen grenzüberschreitend in Nord-, Ost- und Süd-Tirol
gemeinsame Kandidaten gewählt werden könnten. Die Rolle Tirols
im Bund und auf EU-Ebene würde dadurch gestärkt.

Verfassungsrechtler  haben  keine
Bedenken zum Doppelpass
Die Stellungnahmen des Völkerrechtlers Univ.-Prof. Dr. Peter
Hilpold und des Verfassungsexperten Univ.-Prof. Walter Obwexer

Am  1.  Dezember  2017  nahm  der  Professor  für  Völker-  und



Europarecht an der Universität Innsbruck, Peter Hilpold, in
einem  Interview  mit  dem  Internet-Nachrichtenprotal  „Unser
Tirol 24“ Stellung zu den Behauptungen Khols, ohne diesen mit
Namen zu nennen. In dem Bericht heißt es:

Univ.-Prof.
Dr.  Peter
Hilpold  (Bild
Youtube-
UT24)

Professor Peter Hilpold kann den zirkulierenden Gerüchten nur
wenig abgewinnen: „Nach dem bisherigen Stand der Diskussion
muss  man  sagen,  dass  wir  in  Fachkreisen  eindeutig  der
Auffassung  sind,  dass  eine  einfache  Mehrheit  im
österreichischen  Parlament  genügen  würde,  um  ein  solches
Vorhaben in die Tat umzusetzen“, so Hilpold. Alles andere sei
lediglich ein „Missverständnis“.

Eine Verfassungsänderung sei lediglich dann notwendig, „wenn
spezielle  Regelungen  eingeführt  würden,  die  aber  weder  in
Südtirol, noch in Österreich erwünscht sind oder zur Debatte
stehen“.

„Stimmen der Südtiroler Wähler gleichwertig“

Als Beispiel nennt Hilpold hierfür etwa die Einschränkung des
Wahlrechtes. Damit könnte man etwa eine Regelung schaffen, wie
sie  derzeit  in  Italien  gilt,  die  besagt,  dass
Auslandsitaliener nur einen eigenen Vertreter wählen dürfen.
Nur  in  einem  solchen  Fall  wäre  etwa  eine  Änderung  des
allgemeinen  gleichen  Wahlrechts  notwendig,  die  eine
verfassungsrechtliche  Vorkehrung  notwendig  mache.

Ein  solches  Szenario  würde  der  erleichterte  Zugang  zur
österreichischen Staatsbürgerschaft jedoch nicht vorsehen. Im
Gegenteil:
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„Das allgemeine und gleiche Wahlrecht würde vorsehen, dass
die Stimme der Südtiroler Wähler gleich zählt, wie jene der
österreichischen  Bevölkerung.  Gegenwärtig  wird  aber  auch
nichts anderes diskutiert“, erläutert Hilpold weiter.

Univ.-Prof.
Dr.  Walter
Obwexer

Ähnlich  sieht  das  auch  der  sonst  eher  kritische
Verfassungsexperte,  Univ.-Prof.  Walter  Obwexer.

In einem Gutachten aus dem Jahre 2011, das von der SVP in
Auftrag gegeben worden war schreibt er dazu:

„Der  Erwerb  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch
„Südtiroler“ ist rechtlich grundsätzlich möglich. In Betracht
kommt insbesondere ein Erwerb durch Verleihung, möglich wäre
aber auch ein Erwerb durch Anzeige. Erforderlich wären dafür
entsprechende  Änderungen  des  Staatsbürgerschaftsgesetzes
(StbG) Österreichs.“

Auszüge aus dem Gutachten von Univ.-Prof. Dr. Walter Obwexer

„Keine kollektive Bestrafung der Südtiroler“

Bedenken und Gerüchte gestreut werden derzeit auch um das
Gruber-Degasperi-Abkommen von 1946. Damals wurde vereinbart,
den  Südtiroler  Optanten,  welche  staatenlos  in  ihre  Heimat
zurückkehrten,  die  italienische  Staatsbürgerschaft
zurückgegeben.  Dass  Italien  allerdings  diese  Maßnahme
zurückziehen würde, scheint für Hilpold nahezu ausgeschlossen.

„Das  ist  rechtlich  unmöglich  und  mit  dem  geltenden
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Völkerrecht nicht vereinbar. Denn es kann sicherlich nicht so
sein, dass die Gewährung einer zweiten Staatsbürgerschaft zu
einer kollektiven Bestrafung führt. Also dem Entzug einer
Staatsbürgerschaft, die nach dem Krieg verliehen worden ist“,
so  Hilpold.  Derartige  Theorien  seien  für  den
Völkerrechtsexperten  allesamt  „Spekulationen,  die  mit  dem
geltenden Recht nicht in Einklang zu bringen“ seien.

 Schutzfunktion nicht geschwächt

Auch werde eine doppelte Staatsbürgerschaft keinesfalls die
Schutzfunktion  Südtirols  schwächen,  wie  ebenfalls  behauptet
worden  sei.  „Das  ist  deshalb  unzutreffend,  weil  die
Schutzfunktion  kollektiv  wirkt.  Die  Staatsbürgerschaft  ist
hingegen  ein  individuelles  Recht,  welches  Einzelpersonen
betrifft – wenn es auch viele sein werden“, erläutert Hilpold.

Da diese beiden Funktionen auf völlig unterschiedlichen Ebenen
operieren, sei eine Einschränkung der Schutzfunktion absolut
nicht denkbar, so der Verfassungsexperte. Die Schutzfunktion
umfasse  nämlich  alle  Deutschen  und  Ladiner  in  Südtirol,
unabhängig von der Frage, ob sie nun eine zweite oder mehrere
Staatsbürgerschaften  haben.  „Da  sehe  ich  deshalb  überhaupt
keinen Zusammenhang“, so Hilpold.

Die  Rolle  und  das  politische
Bekenntnis des Dr. Andreas Khol
Wenn  man  die  Frage  beantworten  will,  was  Andreas  Khol
antreibt,  ein  Projekt  wie  jenes  des  Erwerbes  der
österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch  Südtiroler  zu
torpedieren, dann muss man einen Blick auf Khols politische
Tätigkeit in der Vergangenheit werfen.

Der in väterlicher Linie von Südtiroler Vorfahren abstammende
Jurist Dr. Andreas Khol, Jahrgang 1941, gehört zum politischen
Urgestein der „Österreichischen Volkspartei“ (ÖVP). Er hat in



der Südtirol-Politik viele Jahre lang eine bedeutende Rolle
gespielt, die vielfach öffentlich nicht wahrgenommen wurde,
weil sie hinter den Kulissen vollzogen wurde.

Der politische Werdegang des Andreas Khol
Über seinen politischen Werdegang berichtete Andreas Khol im
November 2012 in einem Interview, welches die deutsche Konrad
Adenauer Stiftung veröffentlichte:

„Ich  war  und  bin  Mitglied  des  Cartellverbands
Österreichischer Katholischer Studenten (ÖCV). Da brauchte
man damals nicht der ÖVP beizutreten, der ÖCV war die ÖVP.
Ich arbeitete … auch im Rahmen der „Aktion 20” in einer
Expertengruppe  unter  Botschafter  Franz  Karasek  an  der
Entwicklung der Europapolitik der Regierung Klaus mit. An
eine Parteimitgliedschaft dachte ich nicht. Im Jahre 1970
verlor  die  ÖVP  die  Mehrheit  und  da  trat  ich  dann  aus
Solidarität  der  ÖVP  bei,  Dr.  Alois  Mock  war  damals
dynamischer junger Partei-Erneuerer und nahm gleich mit mir
Kontakt auf. So kam ich in die Nähe von Mock und dem Wiener
Arbeiter- und Angestelltenbund.“

Khol mit hohen
österreichisch
en  Orden  und
mit  dem  Band
seiner  CV-
Verbindung

Khol  leitete  sodann  von  1974  bis  1993  als  Direktor  die
Politische  Akademie  der  ÖVP,  wurde  zum  außenpolitischen
Sprecher der ÖVP bestellt sowie als Nationalratsabgeordneter
zum  Klubobmann  des  ÖVP-Parlamentsklubs  und  später  zum
Nationalratspräsidenten.  Zusätzlich  war  er  in  der
österreichischen  Gesellschaft  für  Außenpolitik  sowie  beim
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Österreichischen Verfassungsgerichtshof tätig und wurde 1980
auch  noch  durch  die  Ernennung  zum  außerordentlichen
Universitätsprofessor  der  Universität  Wien  für  seine  so
vielfältige Tätigkeit geehrt und belohnt.

Khols  führende  Tätigkeit  in  der
„Internationale der Christdemokraten und
Konservativen“

Dr.  Alois
Mock  war
Präsident  der
EDU

Als 1978 von Josef Taus (ÖVP), Helmut Kohl (CDU), Jacques
Chirac  (Gaullisten)   und  Margaret  Thatcher  (Konservative
Partei)  eine  „Internationale  der  Christdemokraten  und
Konservativen“  als  Gegengewicht  zur  Sozialistischen
Internationale und zum internationalen Kommunismus gegründet
wurde, bestellten diese Politiker auf die Empfehlung der ÖVP
hin  Andreas  Khol  zum  Exekutiv-Generalsekretär  der  neu
gegründeten „Europäischen demokratischen Union“ (EDU), deren
Präsident der ÖVP-Parteivorsitzende und spätere Außenminister
Dr. Alois Mock wurde.

Khol übte dieses Amt 17 Jahre bis 1994 aus und administrierte
die EDU von dem zentralen Büro in Wien aus. (Näheres siehe:
Michael  Gehler,  Marcus  Gronier,  Hinnerk  Meyer,  Hannes
Schönner: „Transnationale Parteienkooperation der europäischen
Christdemokraten  und  Konservativen“,  2  Bde.,  Berlin/Boston
2018)

Die Zielsetzung der EDU – Südtirol wurde
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wieder das Opfer des „Kalten Krieges“
 In dem Interview mit der Konrad Adenauer Stiftung berichtete
Andreas Khol über die politischen Ziele der EDU:

„Strategisch war sie auf die Erweiterung der Union auf alle
Staaten des damaligen Europarats angelegt … Strategisch war
auch  das  Konzept  der  Volkspartei,  die  alle  nicht-
sozialistischen  Kräfte  bündeln  und  integrieren  sollte.
Christdemokraten,  Konservative,  Liberale  und
Marktwirtschaftler sollten im Europäischen Parlament in der
Europäischen Volkspartei (EVP) zusammenarbeiten und in den
Staaten zu Volksparteien integriert werden.“

Das Ziel sei die Schaffung eines europäischen Bundesstaats
gewesen.

In dieser Situation war der EDU-Generalsekretär Andreas Khol
wohl  bemüht,  jede  Störung  des  politischen  Klimas  zwischen
christdemokratischen Parteien zu verhindern. Dies umso mehr,
als sich Österreich zusätzlich durch Italien erpresst sah.

Rom hatte ein Veto gegen den Beitritt Österreichs zur EWG
(Vorläufer der EU) eingelegt, welches solange gelten sollte,
als  Südtiroler  Freiheitskämpfer  tätig  waren  und  die  Frage
Südtirol nicht im Sinne Roms durch österreichische Verzichte
gelöst war. Politische Forderungen der Südtiroler und ihrer
Freunde in Österreich mussten hier wohl auch von Khol als
Störung empfunden und nach Möglichkeit hintan gehalten werden.

Die politische Augenauswischerei mit der
Streitbeilegungserklärung von 1992 – Khol
war daran beteiligt
Unter  diesem  Druck  verzichtete  Österreich  auf  eine
internationale Absicherung des Südtirol-Autonomiestatuts von
1972. Österreich stimmte zu, dass bei Autonomieverletzungen
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nur der 40 Maschinschreibzeilen umfassenden und sehr allgemein
formulierten Pariser Vertrag von 1946 eingeklagt werden könne.

Am  19.  Juni  1992  teilten  Österreich  und  Italien  in
gleichlautenden  Schreiben  dem  Generalsekretär  der  Vereinten
Nationen mit, daß der vor den Vereinten Nationen anhängig
gewesene Streit nun beendet sei. In den Schreiben wird darauf
hingewiesen, daß die jeweiligen Rechtsstandpunkte Italiens und
Österreichs unpräjudiziert gelassen würden.

Der italienische Standpunkt aber besagt, dass Pariser Abkommen
bereits  durch  das  Erste  Autonomiestatut  von  1948  erfüllt
worden  sei  und  dass  die  Verbesserungen  des  Zweiten
Autonomiestatuts von 1972 freiwillige Mehrleistungen Italiens
seien.

Bei einer Klage vor dem IGH muss Österreich daher beweisen,
dass  die  jeweils  betroffenen  Autonomiebestimmungen  zwingend
zur Erfüllung des Pariser Vertrages notwendig und eben keine
Mehrleistungen Italiens seien.

Der  ÖVP-
Außenminister  Dr.
Karl  Gruber  hatte
1946  im  Sinne  der
Westalliierten  den
verheerend
unzulänglichen
„Pariser  Vertrag“
ohne  Genehmigung
der  Regierung  und
des  Nationalrats
eigenmächtig  und
überfallsartig
abgeschlossen.

Dies ist angesichts der verheerenden Qualität des 1946 von dem
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ÖVP-Außenminister Dr. Karl Gruber eingebrockten mangelhaften,
nur  40  Maschinschreibzeilen  umfassenden  und  sehr  allgemein
formulierten  „Pariser  Vertrages“  ein  juristisch  mehr  als
riskantes Unterfangen.

Zwei  von  der  Bundesregierung  damals  in  Auftrag  gegebene
Gutachten des Salzburger Völkerrechtsexperten Univ.-Prof. DDr.
Franz Matscher besagen aber, dass nur wenige direkt aus dem
von 1946 ableitbare Paketmaßnahmen bei deren Verletzung mit
Erfolgsaussicht vor dem IGH eingeklagt werden können.

Die  Bundesregierung  hat  daher  bei  den  seit  2001  massiv
einsetzenden Autonomieaushöhlungen die den Gang vor den IGH
wie der Teufel das Weihwasser gescheut.

Andreas Khol war an der Schaffung dieser Scheinlösung aktiv
als politischer Mittäter beteiligt gewesen. In dem bereits
erwähnten  Interview  mit  der  Konrad  Adenauer  Stiftung
berichtete  Andreas  Khol:

„Ab 1971 setzten die Verhandlungen um die neue Autonomie in
Südtirol  ein,  die  schließlich  1992  zur  Streitbeilegung
zwischen  Österreich  und  Italien  führten  –  in  der
Verhandlungsphase  ab  1987,  als  Alois  Mock  Außenminister
geworden war, war ich in die Arbeiten einbezogen und konnte
zur Streitbeilegung beitragen.“

2012:  Khol  zur  „transnationalen
Parteienkooperation“:
In dem bereits erwähnten Interview mit der Konrad Adenauer
Stiftung  erklärte  Andreas  Khol  auf  die  Frage  nach  der
gegenwärtigen „Parteienkooperation im Zeichen von EU-Staats-
und Regierungschefs“:

„Zwei  Interessen  einen  uns  und  bringen  uns  zur
Zusammenarbeit: erstens die Gestaltung Europas in der EU als
stärkste Fraktion im Europäischen Parlament, zweitens das
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Bestehen des Wettbewerbs im Inneren: als Volksparteien der
Mitte und rechts der Mitte im demokratischen Wettstreit um
die Mehrheit im Lande. Für beides ist die transnationale
Parteienkooperation wichtig.“

Obwohl  ihn  die  „Erfahrung“  so  „stark“  machte,  wie  dieses
Wahlplakat  verkündete,  reihten  die  Österreicher  bei  der
Bundespräsidentenwahl 2016 Andras Khol nur auf Platz fünf.
Khol  gab  daraufhin  bekannt,  sich  aus  der  Politik
zurückzuziehen. So ganz tut er das aber nicht, wie jetzt sein
Störmanöver  gegen  die  doppelte  Staatsbürgerschaft  für
Südtiroler  zeigte.

Wie  Khol  die  Festlegung  der
Schutzmachtfunktion  in  der
österreichischen  Bundesverfassung
torpedierte
Die ÖVP ist als Schwesterpartei eingebunden in die gemeinsame
Politik der Europäischen Volkpartei (EVP), die wiederum auf
der Linie der NATO-Interessen und damit jener der USA und
seiner  strategischen  Verbündeten  einschließlich  Italiens
agiert.

Die  endgültige  Erledigung  des  Südtirol-Störfaktors  lag  und
liegt im Interesse dieser Politik. Es lag sicherlich auch im
Sinne  dieser  Politik,  dass  Andreas  Khol  2006  die
Schutzmachtinitiative  scheitern  ließ

Der  parteifreie
österreichische
Justizminister
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Univ.-Prof.  Dr.
Hans Klecatsky war
Zeit seines Lebens
ein  ehrlicher
Vorkämpfer für die
Rechte  und
Anliegen
Südtirols.

Der parteifreie ehemalige österreichische Bundesminister für
Justiz und Universitätsprofessor für öffentliches Recht und
Politikwissenschaft, Dr. Hans R. Klecatsky hatte bereits am
24.  August  1992  in  einem  Gastkommentar  in  der  Wiener
Tageszeitung  „Die  Presse“  gefordert,  daß  Österreich  die
Schutzmachtrolle  Österreichs  und  das  Selbstbestimmungsrecht
der  Südtiroler  in  einer  Präambel  zur  österreichischen
Verfassung  rechtlich  fixiere.

Im Jänner 2004 richtete Klecatsky eine diesbezügliche Petition
an den Tiroler Landtagspräsidenten Helmut Mader (ÖVP), welcher
Vorsitzender des „Tirol-Konvents“ des Tiroler Landtags war.

Das „Südtirol-Memorandum“
 Am  20.  April  2004  wurde  in  Innsbruck  dem  Tiroler
Landeshauptmann Herwig van Staa ein von Vertretern der großen
kulturellen  und  wirtschaftlichen  Verbände  Südtirols
unterzeichnetes  diesbezügliches  „Südtiroler  Memorandum“
übergeben.  In  diesem  Memorandum  wurde  gefordert,  dass  die
„gegenüber Südtirol bestehende Schutzstaatsverpflichtung“ in
rechtsverbindlicher  Form  in  die  österreichische
Bundesverfassung  aufgenommen  werde.

Unterzeichnet hatten:

 Der  Südtiroler  Landeshauptmann  Durnwalder  und  alle  SVP-
Mandatare  auf  Landes-,  Staats-  und  Europaebene,  die
Landtagsabgeordneten  der  Union  für  Südtirol  und  der



Freiheitlichen  Südtirols  sowie  zahlreiche  Bürgermeister  und
Verbände:

Südtiroler Heimatbund, Südtiroler Wirtschaftsring, Südtiroler
Bauernbund, Alpenverein Südtirol, Südtiroler Kulturinstitut,
Südtiroler  Schützenbund,  Heimatpflegeverband  Südtirol,
Südtiroler  Bildungszentrum,  Südtiroler  Kriegsopfer-  und
Frontkämpferverband, Arbeitsgruppe zur Regelung der Ortsnamen,
Junge  Generation  in  der  SVP,  Arbeitskreis  für  Südtirol,
Südtiroler Gemeindeverband.

Am  31.  Jänner  2005  gab  der  auch  zu  diesem  Thema  tagende
parlamentarische Österreich-Konvent seinen Endbericht ab, der
einem  Textvorschlag  des  Nationalratspräsidenten  Dr.  Andreas
Khol (ÖVP) folgte. Darin wurde Österreichs Schutzmachtrolle
auf folgende unverbindliche Formulierung reduziert:

„Österreich tritt für den Schutz der mit ihm geschichtlich
verbundenen deutschsprachigen Volksgruppen, insbesondere der
Südtiroler ein.“

Es war keine Rede mehr von der Aufnahme der Schutzmachtklausel
in die Bundesverfassung.

Neuerlicher Anlauf:
Gesamttiroler  Schützenpetition  –
113  von  116  Südtiroler
Bürgermeistern
hatten unterschrieben

Die
Überreichung
der
gesamttiroler
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Petition  in
Wien  an
Andreas  Khol

Am 21. Jänner 2006 überreichten die Landeskommandanten des
Südtiroler Schützenbundes und der Nordtiroler Schützen in Wien
dem  Nationalratspräsidenten  Andreas  Khol  eine  neuerliche
Petition.

Darin hieß es:

„Die unterzeichneten Schützenkompanien und Bürgermeister aus
allen Teilen des historischen, großen Tirol ersuchen den
Nationalrat bei den derzeit laufenden Beratungen über eine
neue österreichische Bundesverfassung auf der Grundlage der
Beratungen  des  Österreich-Konvents  in  der  Präambel  einer
solchen Verfassung folgende Worte aufzunehmen:

 1)  Die  Republik  Österreich  anerkennt  die  historisch
gewachsenen Volksgruppen in Österreich und setzt sich für
Schutz  und  Förderung  der  mit  Österreich  geschichtlich
verbundenen deutschsprachigen Minderheiten, insbesondere auch
der Südtiroler ein.

 2) Die Republik Österreich bekennt sich zur Wahrung des
Selbstbestimmungsrechtes  des  vom  Land  Tirol  abgetrennten
Tiroler Volkes deutscher und ladinischer Sprache und zum
besonderen Schutz der Rechte der Südtiroler auf der Grundlage
des Völkerrechtes.“

Neben den Süd- und Nordtiroler Schützenkompanien hatten in
Südtirol 113 von insgesamt 116 Bürgermeistern unterschrieben.

Nun gingen in Italien die politischen Wogen hoch. Andreas Khol
war  es  ein  Anliegen,  rasch  zur  Wiederherstellung  der
Freundschaft  mit  Rom  beizutragen.



Andreas Khol: „Kein Schatten trübt unser
Verhältnis zu Italien!“
Als  der  nunmehrige  österreichische  Nationalratspräsident
Andreas Khol Ende Jänner 2006 in Rom zu einem Besuch bei
seinem Amtskollegen, dem italienischen Kammerpräsidenten Pier
Ferdinando Casini weilte, äußerte Khol laut „Dolomiten“ vom
31. Jänner 2006 diesem gegenüber:

„Kein Schatten trübt unsere Beziehungen zu Italien.“

Laut APA-Bericht vom 17. Februar 2006 erklärte Andreas Khol:

„Es gibt in der Südtirolfrage kein einziges offenes Problem
zwischen Österreich und Italien.“

Die  Versenkung  des  „Südtiroler
Memorandums“: Exekutor: Andreas Khol!

In  den  Medien  (hier:  Südtiroler  ff-Ilustrierte  09  2007)
verkündete  Andreas  Khol  vollmundig,  dass  durch  die  EU-
Mitgliedschaft Österreichs die Tiroler Landeseinheit bereits
erreicht und somit alles bestens sei.

Am 5. Juli 2006 wurde im Österreichischen Nationalrat von den
Abgeordneten aller Parteien mit Ausnahme und gegen die Stimmen
der „Grünen“ eine Entschließung verabschiedet:

„Der Nationalrat unterstützt bei einer Verfassungsreform die
Aufnahme  einer  Bestimmung  in  die  österreichische
Bundesverfassung,  welche  die  Schutzfunktion  für  die
österreichische  Volksgruppe  in  Südtirol  verankert.“

Eine Woche später unterschrieb Khol als Nationalratspräsident
am  12.  Juli  2006  die  vorzeitige  Beendigung  der  laufenden
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Gesetzgebungsperiode. Damit wurde der Antrag gegenstandslos.

In der nächsten Legislaturperiode war die neue Bundesregierung
nicht  mehr  an  den  Entschließungsantrag  gebunden,  weil  ein
solcher nur für die jeweils laufende Legislaturperiode gilt.

Ein  Initiativantrag  jedoch  hätte  auch  eine  Bindung  und
Verpflichtung zur Umsetzung des Beschlusses für die nächste
Regierung bedeutet.

Der FPÖ-Südtirolsprecher Werner Neubauer erklärte später dazu
in einem Pressedienst:

„Es ist völlig auszuschließen, daß Khol, einem hervorragenden
Kenner der Geschäftsordnung, das entgangen sein sollte.

Er hat jedenfalls wohlweislich keinen Initiativantrag geplant
gehabt. Es war von Anfang an nur an eine üble Inszenierung
von Theaterdonner geplant gewesen.

So hatten die ÖVP und Khol für die anstehenden Wahlen den
Anschein des Patriotismus erwecken und gleichzeitig – von der
Öffentlichkeit nicht wahrgenommen – von vorneherein das von
Rom nicht gewünschte Projekt zum Scheitern bringen können.“
(OTS-Pressedienst vom 18. Jänner 2010)

„Komplizenschaft mit Rom“
In  der  Folge  drängten  der  Südtiroler  Landeshauptmann  Luis
Durnwalder und andere Südtiroler Politiker immer wieder auf
die  Festschreibung  der  Schutzmachtrolle  in  der
österreichischen  Bundesverfassung.

 

Der FPÖ-Südtirolsprecher Werner Neubauer drängte immer wieder
– wie hier in einem Interview mit der Südtiroler „Z – Zeitung
am Sonntag“ vom 13. Dezember 2009 – auf die Verankerung der
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Schutzmachtrolle  gegenüber  Südtirol  in  der  österreichischen
Bundesverfassung.

Wie  der  FPÖ-Südtirolsprecher  und  Nationalratsabgeordnete
Werner  Neubauer  berichtete,  schmetterten  die  ÖVP-
Bundespolitiker  dieses  Ansinnen  ab.

Am 18. Jänner 2010 veröffentlichte Neubauer einen Pressedienst
mit dem Titel „ÖVP in Komplizenschaft mit Rom gegen Südtirol!“

Darin  enthüllte er, dass der österreichische Außenminister
Michael  Spindelegger  (ÖVP)  allen  angesprochenen  Südtiroler
Anliegen eine blanke Abfuhr erteile.

In dem Pressedienst hieß es:

„Die  Südtirolpolitik  des  von  der  ÖVP  besetzten
österreichischen  Außenministeriums  besteht  darin,  in
Komplizenschaft mit dem italienischen Außenminister Frattini
jegliche Bewegung in der Südtirolfrage zu verhindern, die Rom
unangenehm ist. … Spindelegger erklärte mir unverblümt, daß
es für ihn nicht in Frage komme, Italien zu verärgern.“

Österreichs Außenminister Spindelegger (links im linken Bild)
in herzlicher Verbundenheit mit seinem italienischen Kollegen
Frattini  von  der  nationalistischen  Partei  „Forza  Italia“
(rechts im linken und im rechten Bild) bei einem Treffen in
Rom. Die „Forza Italia“ war unter der Federführung Frattinis
auch politische Bündnisse mit den Neofaschisten eingegangen.

Am 15. Februar 2010 berichtete die „Tiroler Tageszeitung“,
dass  Außenminister  Spindelegger  (ÖVP)  in  Bezug  auf  eine
Aufnahme der Schutzmachtrolle in die Bundesverfassung  erklärt
habe, dergleichen komme nur „in Zusammenhang mit einer großen
Verfassungsreform“ in Frage, die aber derzeit nicht anstehe.

Sie steht bis heute nicht an und wird, wenn es nach dem Willen
bestimmter  ÖVP-Politiker  geht,  bis  zum  St.  Nimmerleinstag
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nicht anstehen.

Neues aus dem Mafia-Land
Bild:  In  Südtirol  plakatierte  die  „CasaPound“-Bewegung  die
Losung „Bolzano ist Italien“ und rief zu Demonstrationen für
den Erhalt der faschistischen Denkmäler auf.

In dem schönen Badeort Ostia vor den Toren Roms hat die Mafia
fest Fuß gefasst. Der bekannte Mafia-Boss heißt Carmine Spada
und  wurde  im  vergangenen  Jahr  zu  einer  zehnjährigen
Gefängnisstrafe  wegen  Erpressung  und  Mafia-Zugehörigkeit
verurteilt.  Insgesamt  wurden  7  Mitglieder  des  wegen
Gewalttätigkeit  berüchtigten  Spada-Clans  bereits  zu
Freiheitsstrafen von insgesamt 56 Jahren Haft verurteilt. Es
sind aber noch Mitglieder des Clans sehr unbehelligt tätig,
wie ein Ereignis jüngst zeigte.

Der Spada-Clan pflegt gute Freundschaft zu Repräsentanten der
neofaschistischen  „CasaPound“-Bewegung,  welcher  ein
spektakulärer  Wahlsieg  in  Ostia  gelang.

Es  gibt  Bilder,  welche  herzliche  Umarmungen  zwischen
„CasaPound“-Politikern  und  Spada-Clan-Leuten  zeigen.

Jetzt  aber  bewegen  neue  Fernsehbilder  die  italienische
Öffentlichkeit:  Der  für  den  Sender  RAI  recherchierende
Reporter Daniele Piervincenzi wollte Roberto Spada, den Bruder
des Bosses Carmine Spada in Ostia nach seinen Verknüpfungen
zur neofaschistischen „CasaPound“-Bewegung befragen.
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Roberto Spada antwortete, indem er – unbeeindruckt von der
Fernsehkamera – nach vorne sprang und dem Journalisten mit
einem Kopfstoß die Nase brach.

Danach ergriff Roberto Spada einen Schlagstock, prügelte auf
den Reporter ein und jagte ihn die Straße entlang.

Der  Reporter  hatte  eine  gebrochene  Nase  und  andere
Gesichtsverletzungen davongetragen, sowie auch Hiebe auf den
Rücken einstecken müssen.

Die italienische Justiz reagierte auf ihre Weiser: Roberto
Spada  blieb  auf  freiem  Fuß.  Die  von  ihm  verursachten
Verletzungen  wurden  als  nicht  ausreichend  schwerwiegend
beurteilt.

Da können auch die zuständigen Staatsanwälte und Richter in
der Nacht ruhig schlafen und müssen sich keine Sorgen machen,
wenn es an der Tür klingelt.

Stachel  im  Fleisch  der
Politik
Allen Widrigkeiten zum Trotz halten die Schützen im Süden des
1919 geteilten Landes an der Wiedervereinigung Tirols fest.

von Reinhard Olt
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Wer sich mit historischen Publikationen zum Thema (Süd-)Tirol
befasst und die mediale Berichterstattung der letzten Jahre
verfolgt  hat,  konnte  den  Eindruck  gewinnen,  mit  der  1969
zustande  gekommenen  und  1972  statutarisch  verankerten
Selbstverwaltung für die „Provincia autonoma di Bolzano – Alto
Adige“  und dem unlängst in Meran, Bozen und Wien politisch-
medial  beweihräucherten  Rückblick  auf  „25  Jahre  
österreichisch-italienische Streitbeilegung“ von 1992 sei die
seit Ende des Ersten Weltkriegs schwärende Wunde der Teilung
Tirols  ein  für  allemal  geschlossen.  Weit  gefehlt.
Demoskopische Erhebungen förderten zutage, dass  in Österreich
– insbesondere im Bundesland Tirol – wie  im von Italien 1918
annektierten südlichen Teil Tirols das Empfinden historischen
Unrechts  sowie  das  Gefühl  der  Verbundenheit  und
Zusammengehörigkeit  nach  wie  vor  ausgeprägt  sind.

Nach wie vor wird die Teilung Tirols von vielen Österreichern
als zu ändernder Unrechtszustand empfunden

Die  große  Mehrheit  aller  Befragten  bekundete  auch  das
Verlangen nach (einem Referendum zwischen Brenner und Salurner
Klause über die) Ausübung des sowohl nach dem Ersten, als auch
nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  der  dortigen  Bevölkerung
verweigerten  Selbstbestimmungsrechts.  Dafür  sprachen  sich
sogar  viele  der  befragten  ethnischen  Italiener  in  der
benachbarten Provinz Trient aus, mit der Bozen-Südtirol in
einer  „Regione  Autonoma  Trentino-Alto  Adige“  zwangsvereint
ist.  In Südtirol selbst waren sich die Befragten – trotz
unterschiedlicher Vorstellungen der maßgeblichen politischen
Kräfte über die anzustrebende weitere Entwicklung des Landes
(Vollautonomie; Freistaat; Rückgliederung an Österreich) – 
mehrheitlich darüber einig, dass dessen Zukunft jedenfalls in
der Unabhängigkeit von Italien, mithin im „Los von Rom“, zu
suchen sei.
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Im  Jänner  2015  stellte  der  Vorstand  des  „Südtiroler
Heimatbundes“,  einer  von  ehemaligen  Südtiroler  politischen
Häftlingen gegründete Vereinigung, zusammen mit Prof. Dr. Olt
(2. von rechts), der Öffentlichkeit eine Aufsehen erregende
Meinungsumfrage  vor,  wonach  die  überwiegende  Mehrheit  der
Österreicher nach wie vor für die Selbstbestimmung Südtirols
eintritt.

Dass  Loslösung  von  Italien  im  öffentlichen  Raum  ein
Diskussionsthema ist und bleibt, dafür sorgen – neben drei
deutschtiroler Oppositionsparteien, die seit der Landtagswahl
von 2013 im Parlament zu Bozen zusammen 10 von 35 Abgeordneten
stellen – der Südtiroler Heimatbund (SHB), die Vereinigung
ehemaliger Freiheitskämpfer, sowie vor allem der Südtiroler
Schützenbund (SSB).

Dieser mitgliederstarke Traditionsverband, dessen Wurzeln ins
frühe 16. Jahrhundert zurückreichen, tritt in Treue fest für
die Bewahrung der Tirolität im fremdnationalen Staat sowie
unerschütterlich  für  die  Aufrechterhaltung  des  Ziels  der
Landeseinheit  ein.  Wiewohl  politisch  gänzlich  unabhängig,
bilden mehr als 6000 Mitglieder, von denen über 5000 in 140
Schützenkompanien  sowie  in  3  Schützen(musik)kapellen  aktiv
sind,  mitsamt   Familienangehörigen  ein  ansehnliches
gesellschaftliches  Potential.

Wann und wo immer sie aufmarschieren in ihrer pittoresken
Montur – sie sind eine Augenweide fürs Publikum. Im alpinen
Tourismus würden ihre Farbtupfer fehlen, träten sie nicht in
Kompaniestärke oder gar noch größeren Formationen auf, wenn es
gilt,  gelebte  Tradition  augen-  und  ohrenfällig  werden  zu
lassen.  Es  kommt  daher  nicht  von  ungefähr,  dass  zwischen
Oberbayern  und  Welschtirol  (Trentino)  beheimatete
Schützenformationen an den meisten Urlaubsorten von Besuchern
allzu  gerne  als  folkloristische  Draufgabe  auf  ihren
wohlverdienten  Ferienaufenthalt  empfunden  werden.
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Wer indes einmal einen Blick in eine Ortschronik oder gar in
ein  Geschichtsbuch  wirft,  dem  wird  sich  die  historische
Dimension des Schützenwesens alsbald erschließen. Dies gilt
samt und sonders für jene Landstriche im Dreieck zwischen
Konstanz,  Kufstein  und  Ala  am  Gardasee,  die  einst  die
„Gefürstete Grafschaft“ respektive das „Land im Gebirg’“, wie
es oft in Urkunden bezeichnet wird, mithin das alte Tirol
ausmachten. Überall dort geht die Existenz der Schützen auf
das sogenannte Landlibell Kaiser Maximilians I. (1459–1519)
zurück.

Der „letzte Ritter“, wie man ihn auch nennt, erließ 1511 jenen
urkundlich verbrieften Rechtsakt, in welchem er die Freiheiten
der Tiroler Stände festlegte und damit zugleich das Wehrwesen
und  also  die  Organisation  der  Landesverteidigung  durch
Aufgebote städtischer und ländlicher Bewohner mitsamt einer
Aufteilung der Mannschaftskontingente regelte. Das Landlibell
legte fest, dass die Tiroler nicht verpflichtet waren, für
einen Herrscher außerhalb der Landesgrenzen in den Krieg zu
ziehen.  Dafür  sicherten  die  Stände  zu,  bei  Feindeseinfall
Tirol zu verteidigen.

Das  „Landlibell“  von  1511  regelte  für  die  kommenden
Jahrhunderte  die  Landesverteidigung  Tirols  und  war  die
entscheidene Grundlage der Landesverteidigung von 1809

Weithin  bekannt  wurde  das  Tiroler  Schützenwesen  vor  allem
durch die Abwehrkämpfe während der kriegerischen Einfälle der
Bayern  1703  sowie  der  Franzosen  (nebst  ihrer  bayerischen
Verbündeten) in den Jahren 1796/97 und 1809. Die Bergisel-
Schlachten unter dem aus dem Südtiroler Passeiertal stammenden
Kommandanten und Volkshelden Andreas Hofer – plastisch und
drastisch  nachzuverfolgen  am  „Riesenrundgemälde“  im  Tirol-
Panorama,  einem  eigens  2010  errichteten  Museum  am
gleichnamigen Berg nahe Innsbruck – trugen wesentlich dazu
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bei,  dass  der  Mythos  vom  wehrhaften  Bergvolk,  das  selbst
Napoleon trotzte, in ganz Europa bekannt wurde.

Das Landlibell galt im Kern bis zur Einführung der allgemeinen
Wehrpflicht, und selbst während des Ersten Weltkriegs wurden
Tiroler Standschützen stets nur zur Verteidigung der Heimat
und  eben  nicht  auf  außertirolischen  Kriegsschauplätzen
eingesetzt.  Daran  und  an  „500  Jahre  Landlibell  als
Geburtsurkunde der Tiroler Schützen“ war  2011 in Innsbruck im
Beisein  von  deren  Abordnungen  aus  eben  jenem  historischen
Tirol  –  des  österreichischen  Bundeslandes  sowie  der
italienischen  Provinzen  Bozen-Südtirol  und  Trentino  –
feierlich  erinnert  worden.

Auch im Ersten Weltkrieg wurden die Standschützen nur zur
Verteidigung der Grenzen Tirols eingesetzt

Nirgendwo  dort  fehlen  Schützen  bei  einer  größeren
Festveranstaltung.  Fast  in  jeder  Gemeinde  gibt  es  eine
Kompanie, die bei festlichen Anlässen „ausrückt“ und mittels 
Gewehrsalven  eines   Schützen-Detachements  den  Festcharakter
lautstark  unterstreicht.  Heutzutage  haben  diese  Waffen
tragenden Tiroler in ihren schmucken, regional und sogar lokal
unterschiedlichen  Uniformen  feindliche  Truppen  nicht  mehr
abzuwehren,  wenngleich  Degen  und  Karabiner  zu  ihrer
„Standardausrüstung“ gehören. Der wehrhafte Geist ist ihnen
indes ganz und gar nicht abhandengekommen, wenn sie sich – im
engeren wie im weiteren Sinne – um die „Heimat“ kümmern: Sie
initiieren und beteiligen sich aktiv an Renovierungsaktionen
für  Bauwerke;  dasselbe  gilt  für  Reinigungsaktivitäten
besonders dort, wo das Wegwerfgut des Massentourismus  zu
beseitigen ist.

Vor allem aber engagieren sie sich in der sozialen Fürsorge
für ältere Mitbürger. Trotz äußerlicher Verschiedenheit, wie
sie an Gewand und Hüten, an Uniform-/Tracht- und Hutschmuck
sowie an ihren Fahnen auszumachen ist, eint sie Tradition und
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Heimatverbundenheit,  wie  sie  sich  in  den  Grundsätzen  des
Schützenwesens manifestieren (dazu gehören „Treue zu Gott und
dem Erbe der Väter“, „Schutz von Heimat und Vaterland“ sowie
„Einheit des Landes“).

Letzteres  führte  mitunter  zu   Auseinandersetzungen  in  und
zwischen den drei maßgeblichen Schützenverbänden – sehr stark
beeinflusst von den in den Tiroler Landesteilen dominanten
politischen Kräften respektive regierenden Parteien, von denen
im Bundesland Tirol die ÖVP und in der Provinz Bozen-Südtirol
deren Pendant SVP seit dem Zweiten Weltkrieg ununterbrochen an
der Macht sind.

Dass Streit über die Landeseinheit mittlerweile als „Schnee
von gestern“ gelten darf, ist in erster Linie dem Betreiben
des SSB und dessen Landeskommandanten Major Elmar Thaler sowie
der  Mitwirkung  seines  Pendants  im  Norden  –  Major  Fritz
Tiefenthaler, Kommandant des Bundes Tiroler Schützenkompanien
(BTSK) – zuzuschreiben.

Hieß der übergreifende Grundsatz zwischen Nord und Süd in den
1990er  Jahren „geistige und kulturelle Landeseinheit“, so ist
in den letzten Jahren, weitgehend inauguriert vom  SSB, immer
stärker  auch  die  „politische  Einheit  des  Landes“  in  den
Mittelpunkt gemeinsamer Zielsetzungen gerückt. Und mit der 
Neugründung  eines  (die  ansonsten  eigenständigen
Schützenverbände  Tirols,  Südtirols  und  Welschtirols)
vereinigenden „Verbandes Tiroler Schützen“ (VTS)  wurde  die
„Landeseinheit Tirols“  in dessen Statut fixiert. Jedes Jahr
übernimmt ein anderer Landeskommandant die Führung der darin
vereinten mehr als 20.000 Schützen Gesamttirols.

Sichtbarster Ausdruck der Veränderung vom „unpolitischen“ –
und  von  zeitgeistfrommen  Zeitgenossen  abschätzig
„heimattümelnd“  genannten  –  Charakter  zu  einem  durchaus
ernstzunehmenden politischen Faktor in beiden Teilen Tirols
war der  „Freiheitsmarsch“ der Schützen 2012 in Bozen. Damit
war  erstmals  auch  die  personifizierte  gesamttirolische



Verbandseinheit  dokumentiert  worden,  indem  der  Südtiroler
Landeskommandant  Elmar  Thaler,  der  Nordtiroler  Fritz
Tiefenthaler  und  der  Welschtiroler  Giuseppe  Corona  an  der
Spitze den farbenprächtigen Zug von Tausenden ihrer Mannen
nebst Marketenderinnen und Sympathisanten in gleichem Schritt
und Tritt quer durch die Stadt auf den Platz vor das Landhaus
(Landtag) zur Abschlusskundgebung führten.

(„Dolomiten“ vom 16. April 2012)

Am 14. April 2012 hatten die Südtiroler Schützen zu einem
großen „Freiheitsmarsch – ohne Rom in die Zukunft“ durch Bozen
aufgerufen. An die 6.000 Menschen waren gekommen, unter ihnen
Abordnungen der Nordtiroler und der Welschtiroler Schützen. An
der Spitze des Zuges marschierten die Landeskommandanten der
Schützen.  Von  links  nach  rechts:  Der  Nordtiroler
Landeskommandant Major Mag. Fritz Tiefenthaler ( „Bund der
Tiroler  Schützenkompanien“),  Landeskommandant  Elmar  Thaler
(„Südtiroler Schützenbund“) und Vize-Landeskommandant Giuseppe
Corona („Welschtiroler Schützenbund – Federazione Schützen del
Welschtirol“).

Dort fassten sie zusammen, was die einzelnen Kompanien in
griffige Parolen gekleidet auf Spruchbändern mit sich geführt
hatten  und  was  Ziel  des  demonstrativen,  aber  gänzlich
unmartialisch verlaufenen Aufmarschs sein sollte: Der „Mut zum
Bekenntnis  und  zur  Tat“  gipfelte  in  dem  wider  Italien
gerichteten Bekenntnis „Unser Staat ist das nicht“, respektive
im Verlangen „Schluss mit der italienischen Verwaltung“.

In Anlehnung an den November 1989 in der damaligen DDR hieß es
auch  auf  rotweißen  Spruchbändern,  die  der  Tiroler  Adler
zierte: „Wir sind das Volk“. Womit zugleich das Verlangen nach
Wiedervereinigung  des  seit  Ende  des  Ersten  Weltkriegs
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geteilten Tirols Ausdruck fand. All das verdichtete sich in
den  beiden  markanten  Parolen  von  der  „Ausübung  des
Selbstbestimmungsrechts“ und der „Verabschiedung aus Italien“,
mithin dem „Los von Rom“. Es fehlte auch nicht an Schelte für
„Politiker, die der Landeseinheit im Wege stehen“. Vom SSB
initiierte und organisierte „Unabhängigkeitstag“ in Meran 2013
und in Bruneck 2016,  zu denen sich Vertreter zielgleicher
nationaler  Minderheiten  aus  EUropa  einfanden,  gerieten  zu
selbstbewussten  Manifestationen  wider  assimilatorische
Entnationalisierung  sowie  des  unbedingten  Willens  zur
Selbstbehauptung und des Verlangens nach Verwirklichung des in
der UN-Charta verankerten Selbstbestimmungsrechts.

Unabhängigkeitstag in Meran 2013

Unabhängigkeitstag in Bruneck 2016

Die  Schützen  wissen,  dass  sie  mit  derartigen  Aktivitäten
mitunter auf Ablehnung stoßen: nicht allein in Rom (zur Gänze)
sowie  (weithin)  in  der  politischen  Klasse  Wiens  und
Innsbrucks, sondern auch und vor allem bei der SVP. Die 1945
gegründete  „Sammelpartei“  hat  sich  längst   mit  den
obwaltenden,  weil   mitgestalteten  Verhältnissen  arrangiert.
Dem  Arrangement  fiel  das  in  ihren  Parteistatuten  als
Gründungszweck  und  hehres  Verwirklichungsziel  verankerte
Selbstbestimmungsbegehr „realpolitisch“ ebenso zum Opfer wie
ihr  die  einst  auch  von  ihr  als  höchsten  Daseinszweck
propagierte Landeseinheit faktisch obsolet geworden ist. Dies
legte die seit der Streitbeilegung 1992 immer öfter ins Auge
stechende, dem Machterhalt dienende und für Funktions- und
Amtsträger sowie dem sozial und ökonomisch nutznießenden Teil
der  eigenen  Wählerklientel  einträgliche  Maxime  des
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„Kompromisses  um  jeden  Preis“  offen.  Man  tritt  der
gegenwärtigen SVP-Führung  und dem Gros ihrer Parlamentarier
gewiss nicht zu nahe, wenn man sie als italophil bezeichnet.

Dass  dies  zwangsläufig  zu  Konflikten  mit  dem  Schützenbund
führen  muss(te),  dessen  Wiedergründung  ohne  Beistand  und
Rückhalt der SVP 1957 kaum denkbar gewesen wäre und zu dessen
erstem Kommandanten infolgedessen der damalige Landeshauptmann
Dr. Alois Pupp bestimmt worden war, ist in den letzten Jahren
häufig  zutage  getreten.  Das  Wiederaufleben  des  im
italienischen  Faschismus  verbotenen  Schützenwesens  geschah
gegen  den  hartnäckigen  Widerstand  des  „demokratischen
Italiens“, das – in Südtirol übrigens bis heute –  zäh sein
geistiges faschistisches Erbe verteidigt.  In Rom war und ist
man  sich  der  Bedeutung  des  Schützenwesens  bewusst,  dessen
traditioneller Daseinszweck auf Bewahrung der Identität und
Freiheit  der  Tiroler  sowie  auf  Wiedererlangen  der
Landeseinheit  gerichtet  ist.

Von den 1950er bis zu den frühen 1980er  Jahren herrschte
hinsichtlich  dieser  Ausrichtung  weithin  Übereinstimmung  mit
der SVP, zudem bestand  eine gewisse personelle Identität. Man
tut wohl niemandem Unrecht, wenn man den SSB bis zur zäsuralen
„Schützenrevolte“ auf der denkwürdigen Landesversammlung  (dem
Parteitag)  1986  in  Meran  als  eine  der  SVP-
„Vorfeldorganisationen“ charakterisiert. Das hat sich seitdem
fundamental geändert. Zwischen SVP und SSB, der sich von ihr
emanzipierte und mehr und mehr zum Stachel im Fleische der
Politik wurde, ist heute der Bruch unübersehbar.

Die Schützen haben wieder und wieder bewiesen, dass sie trotz
(gesellschafts)politischen  Gegenwinds  an  ihrem  historisch
begründeten  und  legitimierten  Auftrag  sowie  an  ihrem
tradierten Wertegefüge festhalten und standfest bleiben. Daher
ist  es  vornehmlich  ihnen  zu  danken,  dass  das  letzte  Wort
bezüglich  der  Zukunft  (Süd-)Tirols  wohl  noch  lange  nicht
gesprochen ist.



Olt,  Reinhard:  „Standhaft
im  Gegenwind.  Der
Südtiroler Schützenbund und
sein Wirken für Tirol als
Ganzes“ Neumarkt a.d. Etsch
(Effekt  GmbH)  2017,  364
Seiten,  Hardcover,  Format
260×235  mm,  illustriert,
ISBN  978-88-97053-39-2;
Preis  25,-  Euro

Mein soeben erschienenes Buch „Standhaft im Gegenwind“. Der
Südtiroler Schützenbund und sein Wirken für Tirol als Ganzes“
legt  all  dies  faktengesättigt  offen.  Wobei   eine  Fülle
exklusiver Informationen aufgeboten werden konnten, die man
sowohl in  der journalistischen, als auch in der bisherigen
wissenschaftlichen  Publizistik  vergeblich  sucht.  Diese
facettenreiche  Publikation  über  den  Südtiroler  Schützenbund
stellt daher zugleich eine detaillierte Beschreibung  der  ins
österreichisch-italienische  Verhältnis  eingebetteten
politischen Handlungen beider Tirol dar. Mithin schließt die
Darstellung auch eine Lücke in der Aufarbeitung der jüngeren
Zeitgeschichte.

Prof. Dr. Reinhard Olt bei der Vorstellung seines Buches
am 2. Mai 2017 im Bozener Waltherhaus

Neuerscheinung:
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zeitgeschichtliches  Werk
enthüllt  parteipolitisch
motivierte  Südtirol-
Geheimdiplomatie
Der renommierte Historiker und Publizist Prof. Dr. Dr. h.c.
Reinhard Olt stellt die in Buchform erschienene Dokumentation
„Südtirol – Opfer für das westliche Bündnis“ von Dr. Helmut
Golowitsch vor.

Konspirative  politische  Händel  zu
Ungunsten Südtirols
 Wie ein bisher weitgehend im Dunkel verborgener Emissär das
Nachkriegsgeschehen zwischen Wien und Rom hinter den Kulissen
zu beeinflussen vermochte

von Reinhard Olt

Die Brenner-Grenze ist wieder da. Unter völkerwanderungsartig
anschwellendem  Zustrom  afrikanisch-orientalischer  Migranten
über  die  „Italien-Route“  nach  Mitteleuropa  nimmt  der  enge
Gebirgseinschnitt  wieder  seine  Rolle  als  neuralgisches
Kontroll-Areal am Übergang zum Bundesland Tirol ein, welches
seit dem Schlagbaum-Abbau nach Österreichs EWG-Beitritt  (1.
Januar 1995) als  obsolet galt.  Verschwunden war sie ja nicht
wirklich, sondern lediglich „nicht mehr spürbar“, wie eine
medial widerhallende stereotypisierte Politformel besagte und
eher oberflächliche Betrachtung von Fahrzeuginsassen darüber
hinwegrollender Automobilkolonnen  nahelegte.

Ob  unmittelbar  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  tatsächlich  die
Chance für die in vielfachen eindrücklichen Willensbekundungen
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der  Bevölkerung  sowie  die  in  politischen  und  kirchlichen
Petitionen  zum  Ausdruck  gebrachte  Forderung  nach
Wiedervereinigung des 1918/19 geteilten Tirols bestand, ist
unter  Historikern  umstritten.  Unumstritten  ist,  dass  das
Gruber-De Gasperi-Abkommen vom 5. September 1946,  Grundlage
für die (weit später erst errungene) Autonomie der „Provincia
autonoma di Bolzano“,  dem die regierenden Parteien sowie der
zeitgeistfromme Teil der Opposition in Wien, Innsbruck und
Bozen  heute  den  Rang  einer  „Magna  Charta  für  Südtirol“
zubilligen, sich für Österreichs Politik jahrzehntelang als 
„furchtbare Hypothek“ (Bruno Kreisky) erwies.

Das  Gruber-Degasperi-Abkommen  („Pariser  Abkommen“)  vom  5.
September 1946 umfasst lediglich 40 Maschinschreibzeilen und
besteht  weitgehend  aus  unpräzisen  Absichtserklärungen.  Als
Karl Gruber den Intentionen der Westalliierten folgend dieses
Papier  unterschrieb  und  damit  die  bis  dahin  offizielle
österreichische  Forderung  nach  Selbstbestimmung  preisgab,
hatte  er  vorher  weder  die  Regierung  in  Wien  informiert,
geschweige denn eine Zustimmung des Nationalrats eingeholt.

 Gruber und De Gasperi
Allem  Anschein  nach  fügte  sich  der  österreichische
Außenminister  Gruber seinerzeit ebenso seinem italienischen
Gegenüber Alcide De Gasperi  wie den drängenden Siegermächten,
um überhaupt etwas mit nach Hause bringen zu können. Es waren
jedoch   nicht  allein  die  aus  der  (geo)politischen  Lage
herrührenden Umstände und die Unzulänglichkeiten des damals
zur  Pariser  Friedenskonferenz  entsandten  österreichischen
Personals sowie das mitunter selbstherrliche Gebaren Grubers
respektive der Druck, den die (west)alliierten Siegermächte
auf die Beteiligten ausübten und schließlich ein anderes als
das von den (Süd-)Tirolern erhoffte Ergebnis zeitigten. Eine
soeben  erschienene   Dokumentation  des  Zeithistorikers  Dr.
Helmut Golowitsch zeigt, dass auch hinter den Kulissen Akteure
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emsig und weitgehend inkognito am Geschehen beteiligt waren.

Insbesondere  ein  Kärntner  Unternehmer  übte  einen  bisher
weithin  unbekannten  und  im  Blick  auf  das  von  der  weit
überwiegenden Bevölkerungsmehrheit in beiden Tirol sowie in
ganz Österreich erhoffte Ende der Teilung des Landes fatalen
Einfluss aus. Sein lautloses Mitwirken inkognito erstreckte
sich  nahezu  auf  den  gesamten  für  den  Südtirol-Konflikt
zwischen Österreich und Italien bedeutsamen Geschehensablauf
vom Kriegsende bis zur sogenannten „Paket“-Lösung Ende der
1960er Jahre, bisweilen lenkte er ihn in bestimmte Bahnen.

Hinter den Kulissen

Der Pappe-Fabrikant
Rudolf  Moser  aus
Sachsenburg  in
Kärnten,  ein
geborener  Wiener,
wirkte  im
Hintergrund  als
Unterhändler  auf
parteipolitischer
Ebene

Der Mann hieß Rudolf Moser, war 1901 in Wien geboren und in
der  christlich-sozialen  Bewegung  politisch  sozialisiert
worden. In Sachsenburg (Kärnten) leitete er die „A. Moser &
Sohn,  Holzstoff-  und  Pappenfabrik“,  und  als  Industrieller
gehörte er der vor allem auf die regierende Österreichische
Volkspartei  (ÖVP)  stark  einwirkenden  Bundeskammer  der
gewerblichen  Wirtschaft  an.  Mit  dem  ersten  Bundeskanzler
Leopold  Figl,  den  er  als  seinen  „engsten  Jugendfreund“
bezeichnete, verband ihn wie er vermerkte, „in allen Belangen
….  stets  gegenseitige  und  vollständige  Übereinstimmung  und
Treue“.
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In  der  Zeit  des  österreichischen  Ständestaates  der  Ersten
Republik  war  Rudolf  Moser  „Gauführer“  der  „Ostmärkischen
Sturmscharen“ in Kärnten-Osttirol. Sein Freund, der spätere
österreichische Bundeskanzler Leopold Figl (ÖVP), hatte das
gleiche Amt in Niederösterreich inne (Bild rechts).

Der Emissär
In  Italien,  wohin  seine  Firma  gute  Geschäftskontakte
unterhielt,  hielt sich Moser häufig für länger auf und kam
mit  namhaften  Persönlichkeiten  des  Staates  ebenso  wie  mit
katholischen Kreisen und dem Klerus in engen Kontakt. Moser,
den auch Papst Pius XII. mehrmals in Rom persönlich empfing,
wirkte zudem als Vertrauensmann des Vatikans. Insofern nimmt
es  nicht  wunder,  dass  sich  der  die  italienische  Sprache
mündlich  wie  schriftlich  nahezu  perfekt  beherrschende  und
absolut diskret agierende Moser nach 1945  geradezu ideal für
die  Aufnahme,  Pflege  und  Aufrechterhaltung  einer  trotz
Südtirol-Unbill  dennoch  äußerst  belastbaren  Verbindung
zwischen ÖVP und Democrazia Cristiana (DC) eignete, die sich
weltanschaulich  ohnedies  nahestanden.  Dazu  passte,  dass  er
sich  der  Rolle  des  (partei)politischen  Postillons  und
verdeckt   arbeitenden  Unterhändlers  mit  geradezu
missionarischem  Eifer  hingab.

Verkaufte „Herzensangelegenheit“
Das  erste  für  das  Nachkriegsschicksal  der  Südtiroler
bedeutende und in seiner Wirkung fatale Wirken Mosers ergab
sich im Frühjahr 1946. Während nämlich die österreichische
Bundesregierung offiziell – besonders Kanzler Figl, der in
seiner  Regierungserklärung  am  21.  Dezember  1945  vor  dem
Nationalrat gesagt hatte:

„Eines  aber  ist  für  uns  kein  Politikum,  sondern  eine
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Herzenssache, das ist Südtirol. Die Rückkehr Südtirols nach
Österreich ist ein Gebet jedes Österreichers“ 

Die   Selbstbestimmungslösung  mittels  Volksabstimmung
verlangte,  die  Außenminister  Gruber  gegenüber  den
Siegermächten und dem Vertreter Italiens in Paris bis dahin
einigermaßen aufrecht erhalten hatte, wurde Rom auf der Ebene
parteipolitischer Beziehungen vertraulich darüber in Kenntnis
gesetzt,  dass  sich  Wien  gegebenenfalls  auch  mit  einer
Autonomielösung  anstelle  eines  Plebiszits   einverstanden
erklären könne. Das Signal dazu gab Figl via Moser, der über 
Vermittlung eines  Priesters aus dem Trentino den gebürtigen
Trientiner  De  Gasperi  am  3.  April  1946   im  Palazzo  del
Viminale,  dem   Amtssitz  des  italienischen
Ministerpräsidenten,   zu  einer  ausgiebigen  geheimen
Unterredung  traf.

Als  Bundeskanzler  Figl  (Bild  rechts)  in  Innsbruck  die
Südtiroler  Unterschriften  für  die  Rückkehr  Südtirols  zu
Österreich  entgegen  nimmt  und  verkündet  „Wir  wollen  unser
Südtirol  wieder!“,  hat  der  Geheimunterhändler  Rudolf  Moser
(links im linken Bild) dem italienischen Ministerpräsidenten
Degasperi (auf dem linken Bild im Vordergrund) bereits die
Bereitschaft  der  Bundesregierung  zum  Verzicht  auf  Südtirol
übermittelt.

Dass  das  Duo  Figl/Moser   damit  Grubers  Aktivitäten
konterkarierte,  dürfte  auch  dem  Umstand  geschuldet  gewesen
sein,  dass  die  beiden  ÖVP-Politiker   Figl  und   Gruber  
einander sozusagen „in herzlicher Abneigung“ zugetan waren.
Dass  es  dem  Kanzler   primär  um  gutnachbarschaftliche
politische  (und  wirtschaftliche)  Beziehungen  Wiens  zu  Rom
sowie vielleicht mehr noch um freundschaftliche Verbindungen
zwischen seiner ÖVP mit De Gasperis DC zu tun war und dass er
damit der alldem entgegenstehenden Sache Südtirols – wider
alle öffentlichen Bekundungen und Verlautbarungen – schadete,
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spricht Bände.

 Widersprüchliches Gebaren
Dieses widersprüchliche politische Gebaren sollte sich, wie
die von dem oberösterreichischen Forscher Helmut Golowitsch
erstellte Dokumentation zeigt, unter allen auf Figl folgenden
ÖVP-Kanzlern bis in die für das österreichisch-italienische
Verhältnis äußerst schwierigen 1960er Jahre fortsetzen, unter
der  ÖVP-Alleinregierung  unter  Josef  Klaus  ihren
Kulminationspunkt erreichen  und darüber hinaus – wie man als
Beobachter späterer Phasen hinzufügen muss – gleichsam eine
politische  Konstante  bilden,  der  in  aller  Regel  die
beanspruchte  Schutz(macht)funktion  Österreichs  für  Südtirol
untergeordnet worden ist. Allen damals führenden ÖVP-Granden
stand Rudolf Moser als emsig bemühtes, lautlos werkendes und
wirkendes  Faktotum  zur  Seite:  Sei  es  als  Organisator
konspirativ eingefädelter Spitzentreffen inkognito – mehrmals
in seinem Haus in Sachsenburg – , sei es als Emissär, mal als
besänftigender Schlichter, mal operierte er als anspornender
Impulsgeber. Mitunter war er verdeckt als Capo einer geheimen
ÖVP-Sondierungsgruppe unterwegs oder auch gänzlich unverdeckt
als  Mitglied  einer  offiziellen  ÖVP-Delegation  auf  DC-
Parteitagen zugegen. Und nicht selten nahm er die Rolle eines
Beschwichtigers von ÖVP-Politikern und -Funktionären wahr.

Geheime Treffen
So regte er die erste geheime Begegnung Figls mit De Gasperi
an,  wie  aus  einem  mit  Briefkopf  des  Kanzlers  versehenen
Schreiben  vom  16.  Juli  1951  an  Moser  hervorgeht.  Das
„inoffizielle Zusammentreffen“  fand im August 1951 – der
genaue Tag ließ sich nicht rekonstruieren – im Hinterzimmer
eines Gasthauses am Karerpass in Südtirol statt, wohin der in
Matrei (Osttirol) sommerfrischende österreichische und der in
Borgo  (Valsugana)  urlaubende  italienische  Regierungschef
reisten,  um  sich  „auf  halbem  Wege“  und  „nach  außen  hin



zufällig“ zu treffen. Über Inhalt und Ergebnis dieses ersten
Geheimtreffens, worüber es keine Aufzeichnungen gibt – und
weiterer  konspirativer  Begegnungen  mit  anderen
Persönlichkeiten  –  wurden  weder   Süd-  noch  Nordtiroler
Politiker informiert.  Während des gesamten Zeitraums, für die
Golowitschs Dokumentation steht, agierten ÖVP-Kanzler und ÖVP-
Parteiführung   unter  gänzlichem  Umgehen  der  dem  südlichen
Landesteil naturgemäß zugetanen Tiroler ÖVP.

Als der Nordtiroler
Landeshauptmann
Eduard  Wallnöfer
erkennen  musste,
dass die Tiroler ÖVP
von  der  Wiener
Parteizentrale  in
Südtirol-
Angelegenheiten
ständig  übergangen
wurde,  plante  er
eine Abspaltung der
Nordtiroler ÖVP von
der  „Mutterpartei“
nach CSU-Vorbild.

Das ging sogar so weit, dass der legendäre  Landeshauptmann
Eduard  Wallnöfer  wegen  „wachsender  Unstimmigkeiten  mit  der
Wiener  Parteizentrale“   –  insbesondere  während  der
Kanzlerschaft  des Josef Klaus, zu dem er ein „unterkühltes
Verhältnis“ gehabt habe (Michael Gehler  –  eine „Unabhängige
Tiroler  Volkspartei“  (nach  Muster  der  bayerischen  CSU)  
ernsthaft in Erwägung zog.  Indes war der aus dem Vinschgau
stammende Wallnöfer   – nicht allein wegen der Südtirol-Frage,
aber vor allem in dieser Angelegenheit  –  dem   Außenminister
und nachmaligen Kanzler  Bruno Kreisky (SPÖ)  ausgesprochen
freundschaftlich verbunden.
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Delikate Besuche
Für das zweite  Geheimtreffen Figls mit De Gasperi am 18. und
19. August 1952 sorgte Moser, der es arrangiert hatte, auch
eigens  dafür,  den   Ministerpräsidenten  inkognito  über  den
Grenzübergang Winnebach nach Osttirol zu schleusen und von
dort aus auf sein Anwesen in Sachsenburg (Bezirk Spittal/Drau)
zu geleiten. Während zweier Tage unterhielten sich De Gasperi
und  Figl  bei  ausgedehnten  Spaziergängen  unter  vier  Augen,
niemand sonst war zugegen.

Moser  (links  im  Bild)  begrüßt  den  italienischen
Ministerpräsidenten Degasperi bei dem Geheimtreffen vor seinem
Haus in Sachsenburg.

Anschließend  finden  bei  ausgedehnten  Spaziergängen
vertrauliche Unterredungen zwischen Degasperi und Figl statt.

In einem späteren Rückblick, angefertigt zu Weihnachten 1973,
vermerkte  Moser:

„Seit 1949 gab es in meinem Kärntner Landhaus gar viele
Zusammenkünfte,  Besprechungen,  Beratungen  und  Konferenzen,
aber nicht selten wurden auch in fröhlichem Zusammensein
weitreichende Beschlüsse gefaßt. Im Gästebuch dieses ,Hauses
der Begegnung‘, wie es vielfach genannt wurde, gibt es von
den delikaten Besuchen fast keinerlei Eintragungen, weil ja
jedwede Dokumentation vermieden werden sollte.“

Moser (rechts im Bild) begrüßt Bundeskanzler Julius Raab vor
seinem Haus in Sachsenburg.

Auf Figl folgte Julius Raab. Auch er war in Sachsenburg zu
Gast, bediente sich Mosers Diensten hinsichtlich Italiens aber
kaum.  Das  war  auch  gar  nicht  erforderlich,  denn  die
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politischen  Prioritäten  Wiens  waren  während  Raabs  Ägide
vornehmlich auf das Ausverhandeln des Staatsvertrags (1955)
und damit das Wiedererlangen der Souveränität gerichtet. Was
dazu führte, dass es –  worüber in Bozen und Innsbruck  Unmut
herrschte  –  in der Südtirol-Politik zu keinen nennenswerten
Aktivitäten oder Initiativen mehr kam.

Handreichung für Folterer
Nach  De  Gasperi,  mit  dem  sich  Moser  auch  weiterhin
freund(schaft)lich  austauschte,  wechselten  in  Italien  die
Regierungschefs beinahe jährlich; bis 1981 war das Amt des
„Presidente del Consiglio dei Ministri“ stets  sozusagen  ein
„Erbhof“ der DC. Bis zum Abschluss des Südtirol-Pakets 1969
unter  Mario  Rumor,  der  zwischen  1968  und  1970  drei
wechselnden,  DC-geführten  und  dominierten  (Koalitions-
)Regierungen  vorstand,  hatten  sieben  DC-Regierungschefs  14
Kabinetten vorgestanden. Mit allen pflegte(n) Moser (und die
ÖVP) mehr oder weniger enge Kontakte.

Den  italienischen
Innenminister Mario Scelba
(DC),  mit  dessen  Wissen
und  Billigung  verhaftete
Südtiroler  in  den
Carabinieri-Kasernen durch
„Spezialisten“ verhört und
dabei  schrecklich
gefoltert  wurden,
bezeichnete  Moser  als
seinen  „guten  Freund“.

Zu Mario Scelba, der später   traurige Berühmtheit erlangte,
weil unter seiner  Billigung 1961 in Carabinieri-Kasernen 
politische Häftlinge aus den Reihen des „Befreiungsausschusses
Südtirol“ (BAS) gefoltert worden waren und er als damaliger
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Innenminister den Folterknechten  dazu  „freie Hand“ („mani
libere“) gelassen hatten, waren sie ebenso intensiv wie zu
Fernando Tambroni, Antonio Segni, Amintore Fanfani und Aldo
Moro. 1962 hatte Moser ein  geheimes Treffen zwischen dem
stellvertretenden DC-Generalsekretär Giovanni Battista Scaglia
sowie der DC-Fraktionsvizechefin  Elisabetta Conci  und ÖVP-
Generalsekretär Hermann Withalm sowie Außenamtsstaatssekretär
Ludwig Steiner eingefädelt, das in seinem Beisein  am 12. Mai
in der am Comer See gelegenen „Villa Bellini“ der mit ihm 
befreundeten Papierfabrikantin Anna Erker-Hocevar  stattfand.
Einmütiger  Tenor  des  Treffens:  Südtiroler  „Friedensstörer“
seien  „gemeinsame  Feinde“  und  als  solche  „unschädlich  zu
machen“.

In dieser Villa am Lago di
Como  fand  1962  das  von
Moser  arrangierte
Geheimtreffen
österreichischer  ÖVP-
Politiker und italienischer
DC-Politiker statt.

Moser bekundete stets, man müsse, wie er selbst, beseelt sein
vom  Willen  „engster  vertraulicher  Zusammenarbeit  …mit  den
aufrechten Europäern und jenen Christen, welche den Mut haben,
solche der Tat zu sein“  sowie beitragen zur „gemeinsamen
Verurteilung  jeder  Äußerung  von  unzeitgemäßem  Nationalismus
und unchristlichen Gewalttaten“ und mithelfen, jene Kräfte zu
isolieren  und  auszuschalten,   „die  unbedingt  Gegner  einer
Einigung, einer Versöhnung sind“.  An Scelba schrieb er am 16.
September 1961, er möge „im Alto Adige  jene wahnsinnigen
Radikalen  isolieren, welche mit verbrecherischen Taten sich
als Handlanger des Bolschewismus erweisen“.
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ÖVP-Geheimdiplomatie
Mosers Engagement ging so weit, dass er sich nicht scheute,
daran  mitzuwirken,  hinter  dem  Rücken  des  damaligen
Außenminister  Kreisky  (SPÖ)  sozusagen  „christdemokratische
Geheimdiplomatie“ zu betreiben und dessen mit Giuseppe Saragat
ausgehandeltes  „Autonomie-Maßnahmenpaket“   zu  desavouieren,
welches  die  Südtiroler  Volkspartei  (SVP)  dann  auch  am  8.
Januar  1965   für  „zu  mager“  befand  und  infolgedessen
verlangte, es müsse nachverhandelt werden. Schon am 6. Januar
1962  hatte er in einer an zahlreiche ÖVP-Politiker und -
Funktionäre  verschickten  „Südtirol-Denkschrift“  bemerkt,
Kreisky betreibe „eine dilettantisch geführte Außenpolitik.“
 Das  bezog  sich  just  auf  den  seit  den  verheerenden
Auswirkungen  des  Gruber-De  Gasperi-Abkommens  ersten
zielführenden und erfolgreichen Schritt der Wiener Südtirol-
Politik, nämlich der Gang Kreiskys 1960 vor die Vereinten
Nationen.  Die  Weltorganisation  zwang  mittels  zweier
Resolutionen  Italien  zu  „substantiellen  Verhandlungen  zur
Lösung des Streitfalls“ mit Österreich, womit der Konflikt
zudem  internationalisiert  und  der  römischen  Behauptung,  es
handele sich um eine „rein inneritalienische Angelegenheit“
die Grundlage entzogen worden war.

Ludwig Steiner und Kurt Waldheim
In den Rom-freundlichen Kreisen der Bundes-ÖVP war dies jedoch
mit  Unwillen  registriert   worden.  Zunächst  hatte  ÖVP-
Staatssekretär Ludwig Steiner versucht, Kreisky zu bewegen,

„die österreichische UNO Initiative zurückzunehmen“,  denn
„seiner Meinung nach  habe Italien in einer UNO Debatte
d[er]z[ei]t. eine bessere Stellung und im übrigen solle man 
nicht die westlichen Freunde Österreichs strapazieren.“

Kreisky vermerkte über  Steiner :



„Seit seinem Eintritt als Staatssekretär haben die Intrigen
gegen die gemeinsame Außenpolitik in hohem Maße zugenommen.“

Ebenso vergeblich wie Steiner hatten auch (der spätere ÖVP-
Außenminister)  Kurt  Waldheim  und  der  damalige  Leiter  der
Politischen  Abteilung  des  Außenministeriums,   Heinrich
Haymerle, versucht, Kreisky, wie dieser festhielt,  

„in stundenlangem Gespräch zu überreden, dass wir uns jetzt
aus der Affäre ziehen sollten … Andernfalls würde Österreich
als ein Störenfried betrachtet werden, und dies wäre uns
keineswegs zuträglich“.

Rudolf  Moser  (links)  mit  Außenminister  Dr.  Kurt  Waldheim
(rechts)

Mosers  vielfältiges  und  nicht  eben  einflusslos  gebliebenes
Wirken   beschränkte  sich  indes  nicht  auf  die  eines
Kontaktknüpfers oder Verbindungsmannes zwischen ÖVP und DC. Er
betätigte sich auch auf  internationalem  Parkett  und vertrat
die  ÖVP  auf  den  seit  1947  stattfindenden  jährlichen
Parteikongressen der DC sowie auf den Jahrestagungen  der
„Nouvelles Équipes Internationales“ (NEI), die sich 1965 in 
„Union  Européenne  des  Démocrates-Chrétiens“  (EUDC)  /
„Europäische Union Christlicher Demokraten“ (EUCD) umbenannte.
Die von Gegnern als „Schwarze Internationale“ verunglimpfte 
EUCD ging  1998 in der Europäischen Volkspartei (EVP) auf.

Josef Klaus beugt sich römischem Druck
Der  italophile  Moser  ist  nicht  selten  als  politischer
Stichwortgeber auszumachen, wenn es um den Versuch der in Wien
Regierenden  –  insbesondere  der  von  der  ÖVP  gestellten
Bundeskanzler der ersten 25 Nachkriegsjahre – ging, sich des
mehr  und  mehr  als  lästig  empfunden  Südtirol-Problems  zu
entledigen. Dies trifft in Sonderheit auf die „Ära Klaus“ zu.
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Rudolf  Moser fungierte just in der Südtirol-Causa als dessen
enger Berater und wirkte, wie stets zuvor, als graue Eminenz.
Die Regierung Klaus ließ sich – von Rom in der von Wien
angestrebten  EWG-Assoziierung  massiv unter Druck gesetzt –
auf  (verfassungs)rechtlich  äußerst  fragwürdige  (bis
unerlaubte)  Händel  ein,  so  beispielsweise  auf  die  auf
sicherheitsdienstlicher  Ebene  mit  italienischen  Diensten
insgeheim verabredete Weitergabe polizeilicher Informationen
über Südtiroler, obwohl dies für politische Fälle unzulässig
war.  Das  Wiener  Justizministerium  und  die  für  Rechtshilfe
zuständigen Institutionen wurden dabei kurzerhand übergangen.
Für all dies und einiges mehr gab Klaus, der hinsichtlich der
Südtirol-Frage  ähnlich  dachte  wie  sein  deklarierter  Freund
Rudolf  Moser,  allen  Forderungen  der  italienischen  Seite
bereitwillig nach. Moser hatte alles getan, um im Sommer 1966
ein geheimes Treffen in Predazzo, wohin Klaus im Anschluss an
seinen üblichen Urlaub (in Bonassola an der Ligurischen Küste)
reiste, mit Aldo Moro zustande zu bringen.

Bundeskanzler  Dr.  Josef  Klaus  (ÖVP)  zusammen  mit  dem
italienischen  Ministerpräsidenten  Aldo  Moro  (DC)  1965  bei
einem Treffen in Taormina.

Aus dem Dunkel ans Licht
Mosers konspiratives Wirken endete 1969/70.  Bevor er sich als
Pensionist  aufs  Altenteil  in  seine  Geburtsstadt  Wien
zurückzog,  hinterließ  er  seine  gesamten  Aufzeichnungen,
Dokumente  und  Photographien  einem  Kärntner  Nachbarn.
Begünstigt  von  einem  glücklichen  Zufall  war  es   Helmut
Golowitsch  nach  langwierigen  Recherchen  gelungen,  an  den
zeitgeschichtlich wertvollen Fundus zu gelangen, in den zuvor
noch nie ein Historiker ein Auge geworfen hatte.
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Ergänzt  durch  Material  aus  dem  im  niederösterreichischen
Landesarchiv verwahrten Nachlass  Figls sowie durch einige
Dokumente  aus  dem  Österreichischen  Staatsarchiv  und  dem
Tiroler  Landesarchiv  hat  er  ihn  umsichtig  aufbereitet,
ausgewertet und nunmehr in dieser voluminösen Dokumentation
publiziert,  worin   er  die  für  die  Geschehenserhellung
brisantesten  Notizen  Mosers  erfreulicherweise  faksimiliert
wiedergibt. Alle Moser’schen Dokumente hat Golowitsch zudem zu
jedermanns  Einblick  und  Nutzung  dem  Österreichischen
Staatsarchiv übergeben. Seiner Publikation, die ein bisher im
Dunkel  verborgenes  wichtiges  Kapitel  der  mitteleuropäischen
Nachkriegsgeschichte ins Licht hebt und, wie der Salzburger
Historiker Reinhard Rudolf Heinisch zurecht in seinem Vorwort
schreibt, „durch dessen Ergebnisse die tragische Geschichte
Südtirols nach 1945 in vielen Bereichen umgeschrieben werden
muss“, ist weite Verbreitung zu wünschen.

—

Prof.  Dr.  Dr.  h.c.
Reinhard  Olt

Der Verfasser dieses Beitrages, der Historiker Prof. Dr. Dr.
h.c.  Reinhard  Olt,  war  von  1985  bis  2012  Redakteur  und
Österreich-Korrespondent  der  angesehenen  „Frankfurter
Allgemeinen  Zeitung“.  Er  hat  etwa  100  wissenschaftliche
Publikationen verfasst und lehrt heute an österreichischen und
ungarischen  Hochschulen.  Die  Geschichte  und  das  Geschick
Südtirols liegen ihm besonders am Herzen. Er ist der Verfasser
der reich bebilderten Dokumentation „Standhaft im Gegenwind.
Der Südtiroler Schützenbund und sein Wirken für Tirol als
Ganzes.“  (Neumarkt  a.  d.  Etsch  2017  (Effekt-Verlag).  ISBN
978-88-97053-39-2)

 —

Das  vorliegende  Werk  von  Helmut  Golowitsch  „Südtirol  –
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Opfer  für  das  westliche  Bündnis.  Wie  sich  die
österreichische  Politik  ein  unliebsames  Problem  vom  Hals
schaffte“ sollte in keinem Bücherregal zur Tiroler Geschichte
fehlen. Es ist in gebundener Ausgabe im Leopold Stocker Verlag
in Graz erschienen, umfasst mit einem Vorwort von Univ.-Prof.
Dr. Reinhard R. Heinisch rund 600 Seiten und ist über den
Buchhandel  mit  der  IBSN  978-3-7020-1708-8  für  34,80  €
erhältlich.

In der Südtiroler Tageszeitung „Dolomiten“ vom 23.8.2017 wurde
Golowitschs  jüngstes  Werk  ebenso  anerkennend  besprochen.
(Klicken Sie auf das Bild um ein PDF dieser Buchbesprechung zu
öffnen)

Das  Buch  wird  öffentlich
vorgestellt:
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Veranstalter: Andreas Hofer Bund Tirol (AHBT)
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Nachstehend  eine  Buchbeschreibung  von
Gerald Danner

Ein wenig Glück hatte dem Autor Dr. Helmut Golowitsch zur
Seite gestanden, als er auf brisantes, bislang unbekanntes
Aktenmaterial eines Kärntner Fabrikanten stieß. Der bislang
nur  am  Rande  erscheinende,  aus  Wien  stammende  und  nun  im
kärntnerischen Sachsenburg tätige Pappefabrikant Rudolf Moser
stellt  sich  nach  den  neuesten  Recherchen  als  geheimer
politischer Unterhändler Österreichs heraus. Genauer gesagt,
als Unterhändler der Österreichischen Volkspartei (ÖVP) mit
der italienischen Democrazia Cristiana (DC).

Wie  zu  Beginn  des  Buches  dargestellt  wird,  kommt  es
unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg 1947 zur Herausbildung
der  „Nouvelles  Équipes  Internationales“  einer
„christdemokratischen  Internationalen“,  der  allgemeine
antikommunistische Strömungen in Westeuropa, gefördert durch
den  Vatikan  und  die  amerikanische  CIA,  vorausgingen.  Eine
herausragende  Stellung  hierbei  hatte  der  DC-Politiker  und
italienische Ministerpräsident Alcide Degasperi, der sich bei
der  Durchsetzung  der  antikommunistischen  Strategie  durchaus
auch altfaschistischer Kräfte bediente.

In  ebendieses  politische  Nachkriegsklima  fällt  erneut  die
Südtirolfrage,  welche  seit  der  gewaltsamen  Annektierung
Südtirols durch Italien 1918 ungeklärt ist. Nach dem Zweiten
Weltkrieg hoffen die Tiroler südlich des Brenners bei der
Neuordnung  Europas  durch  die  alliierten  Siegermächte
berücksichtigt  und  an  ihr  Vaterland  Österreich
zurückgegliedert zu werden. Die großen Südtirol-Kundgebungen
des Jahres 1946 in Innsbruck, Salzburg, Linz, Bozen, Brixen,
Meran und Wien werden in diesem Buch bildreich festgehalten
und ausführlich dokumentiert. Als Bundeskanzler Leopold Figl
bei der Großkundgebung in Innsbruck am 22. April 1946 155.000
Südtiroler  Unterschriften  für  eine  Rückkehr  zu  Österreich



überreicht werden, ruft dieser der jubelnden Menge zu

„Jawohl  Mander,  es  isch  Zeit,  wir  wollen  unser  Südtirol
wieder!“

Zu diesem Zeitpunkt ist aber der Unterhändler Rudolf Moser
bereits tätig gewesen. Kurze Zeit vorher, am 03. April 1946,
hatte  sich  Moser  mit  dem  italienischen  Ministerpräsidenten
Alcide Degasperi in Rom getroffen. Es war ein auf hoher Ebene
bereits gut vorbereitetes Treffen gewesen.

Als  Bundeskanzler  Figl  (Bild  rechts)  in  Innsbruck  die
Südtiroler  Unterschriften  für  die  Rückkehr  Südtirols  zu
Österreich  entgegen  nimmt  und  verkündet  „Wir  wollen  unser
Südtirol  wieder!“,  hat  der  Geheimunterhändler  Rudolf  Moser
(links im linken Bild) dem italienischen Ministerpräsidenten
Degasperi (auf dem linken Bild im Vordergrund) bereits die
Bereitschaft  der  Bundesregierung  zum  Verzicht  auf  Südtirol
übermittelt.

Wie die im Buch veröffentlichten Dokumente, vor allem die
handschriftlichen Notizen des Rudolf Moser, offenbaren, hat
die  ÖVP-Bundesspitze  in  Wien  den  Verbleib  Südtirols  bei
Italien bereits akzeptiert. Moser berichtet:

„Italien und Österreich haben beide christlich-demokratische
Führung und die Wirtschaft ist zueinander komplementär. Auch
haben  wir  ideologisch  den  gleichen  Gegner.  Sollen  wir
streiten, ob in Salurn ob am Brenner oder sonstwo die Grenze
gezogen wird? Mir kommt vor nach diesem schrecklichen Krieg
sollte man hierfür nicht Zeit verlieren wegen trennender
Grenzen zu streiten vielmehr gemeinsam überlegen in welcher
Weise zum Vorteil beider Partner die Grenzen abgebaut und
überwunden werden. De Gasperi wird lebhaft und zeigt sich
sehr interessiert von dieser Idee.“
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In einem späteren parteiinternen Rundschreiben aus dem Jahre
1975 erinnert sich Moser

„Die  Ursache  der  Zwistigkeit?  SÜDTIROL.  Spontan  war  die
Lösung  gefunden  worden  ‚DIESES  GEBIET  SOLL  DIE  BRÜCKE
WERDEN!‘ in Worten interpretiert: Kein Streit, kein Gegensatz
um Verschiebung der Nordgrenze Italiens, aber eine gemeinsame
und einvernehmliche Überwindung derselben.“

Beim Lesen dieser Zeilen wird man an das Hitler-Mussolini-
Abkommen aus dem Jahre 1939 erinnert. Auch für Hitler durfte
Südtirol  kein  Stolperstein  in  der  Beziehung  zwischen  den
beiden Achsenmächten sein. Nun aber sollten die politischen
Kontakte  und  Verhandlungen  aber  auf  Parteiebene  ÖVP-DC
stattfinden.  Der  Unterhändler  Moser  erklärt  Degasperi
gegenüber  daher  auch,

„daß ich lediglich als Privatperson mit ihm gesprochen habe,
weiters  daß  Österreich  keine  wie  immer  geartete
außenpolitische Aktivität entfalten könne, die Fühlungsnahme
sich daher vorläufig nur von Partei zu Partei erstrecken
könne.“

„In der Folge sollte Moser so gut wie alle einflussreichen
Persönlichkeiten  der  DC  kennenlernen  und  durch  Jahrzehnte
beste Kontakte mit dieser Führungsebene pflegen“, schreibt der
Autor Golowitsch.

„Die  persönlichen  Beziehungen  zu  den  einzelnen
Parteifunktionären  gestalten  sich  immer  herzlicher  und
umfangreicher, weshalb ich mich seit Sommer 1946 bemühte, daß
führende  Funktionäre  unserer  Partei  nach  Italien  kommen
mögen, um den Kontakt aufzunehmen“

notiert Moser in einer Denkschrift. Tatsächlich organisiert
Moser dann 1952 ein geheimes Treffen zwischen Bundeskanzler
Figl und Ministerpräsident Degasperi in seinem eigenen Haus in



Sachsenburg  in  Kärnten.  Fotos  von  der  Herzlichkeit  dieses
Geheimtreffens  werden  in  diesem  Buch  der  Öffentlichkeit
vorgelegt.

Moser  (links  im  Bild)  begrüßt  den  italienischen
Ministerpräsidenten Degasperi bei dem Geheimtreffen vor seinem
Haus in Sachsenburg.

Anschließend  finden  bei  ausgedehnten  Spaziergängen
vertrauliche Unterredungen zwischen Degasperi und Figl statt.

Wie Golowitsch in dieser Dokumentation darstellt, zieht sich
die Tätigkeit des geheimen Unterhändlers Moser nahezu durch
die ganze Entstehungsgeschichte der Autonomie Südtirols wie
ein roter Faden. 1966 erhält Moser als Vertrauensmann der
Democrazia  Cristiana  sogar  Einblick  in  parteiinterne
italienische Verhandlungspositionen, welche er zuhause in Wien
Bundeskanzler  Klaus  „schmackhaft“  machen  sollte.  In  einem
Brief  an  den  italienischen  Ministerpräsidenten  Aldo  Moro
schreibt Moser gar:

„Der persönliche Kontakt zwischen den Verhandlungspartnern
darf sich nicht auf Kommissionen beschränken, welche zur
Lösung begrenzter Aufgaben nominiert werden. Hingegen ist ein
kontinuierlicher  und  ständiger  Kontakt  zwischen
Vertrauensleuten aller Vertragspartner notwendig; das heißt,
Delegierte,  welche  es  verstehen,  die  freundschaftliche
Einigung eher zu treffen, bevor daß ein Mißverständnis oder
eine übelwollende Aktion irgend einer gegnerischen Strömung,
nationaler oder internationaler Art, die guten Beziehungen
schädigen oder stören könnte.“

Gemeint waren damit die geheimen Verhandlungen unter Umgehung
der Außenministerien beider Staaten.

Der  von  der  Wiener  ÖVP-Bundesspitze  nicht  geliebte
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österreichische  Außenminister  Bruno  Kreisky  (SPÖ)  schlägt
damals  nämlich  einen  konsequenteren  Kurs  in  der
Südtirolpolitik  ein,  als  dies  von  den  christdemokratischen
Regierungsmitgliedern Österreichs erwünscht ist. 1960 bringt
er zu deren Missfallen das Südtirol-Problem vor die UNO.

In einem ÖVP-internen Rundbrief an Parteifunktionäre bekundet
Moser 1967 bezüglich der Folterungen von Südtiroler Häftlingen
„daß die Folterungen von Südtiroler Seite maßlos aufgebauscht
und übertrieben worden sind“. Und: „Hand aufs Herz! Wer wüßte
einen Staat, einen einzigen Kulturstaat der Welt zu nennen, wo
von  Seiten  der  Polizei  noch  niemals  Übergriffe  oder
Mißhandlungen  vorgekommen  seien.“

Auf erschütternde Art und Weise deckt Helmut Golowitsch in
seinem neuesten Werk auf, welche Auffassungen von bestimmten
ÖVP-Bundespolitikern  vertreten  wurden  und  wie  sich  diese
hinter den Kulissen auf die Südtirol-Verhandlungen auswirkten,
während  der  Öffentlichkeit  harte  Verhandlungspositionen
gegenüber Italien vorgegaukelt wurden.

Weiterhin dokumentiert der Verfasser eine geheime italienisch-
österreichische  Zusammenarbeit  auf  hoher
sicherheitsdienstlicher  Ebene  vor  dem  Hintergrund  des
freundschaftlichen  Zusammenwirkens  der  christdemokratischen
Parteien.  Ab  1966  fanden  in  regelmäßigen  Abständen  im
neutralen  Zürich  geheime  Besprechungen  zwischen
sicherheitsdienstlichen  Funktionären  beider  Staaten  statt.
Darüber hat auch der Historiker Hubert Speckner in seinem Buch
„Von der „Feuernacht“ zur „Porzescharte“ bereits berichtet.

Die Züricher Geheimtreffen sind in geheimen Verschlussakten
des  österreichischen  Innenministeriums  sogar  mit  genauen
Wortprotokollen dokumentiert.

Der Autor Golowitsch dokumentiert, dass jene Treffen eindeutig
rechtswidrig gewesen waren, da sie eine Umgehung offizieller
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zwischenstaatlicher  Rechtshilfeverfahren  darstellten.  Gemäß
einem österreichischen Rechtshilfeerlass von 1959 war nämlich
„in politischen Fällen die Rechtshilfe durch Überlassung von
Akten  nicht  nur  ausländischen  Justizbehörden  gegenüber,
sondern  grundsätzlich  an  ‚ausländische  Behörden‘  ohne  jede
Ausnahme  ohne  Bewilligung  des  Justizministeriums  zu
verweigern“.  Die  österreichischen  Vertreter  betonten  auf
diesen geheimen „Antiterrorgipfel“ gegenüber den italienischen
Delegierten daher immer wieder, dass „diese (über Südtirol-
Freiheitskämpfer  ausgetauschten)  Informationen  nicht  zum
Anlass  einer  Verhaftung,  Verfolgung  oder  Befragung  einer
Person, sondern lediglich zu deren Beobachtung genommen werden
dürfen.“  Die  Rechtswidrigkeit  des  Verhaltens  der
österreichischen  Seite  durfte  nicht  öffentlich  werden.
Oberpolizeitrat Dr. Eduard Obrist von der Sicherheitsdirektion
Tirol, welcher bei den geheimen Treffen und dem Austausch von
Ermittlungsergebnissen  anwesend  war,  flehte  die  Italiener
geradezu an:

„Es muss nur sichergestellt werden, daß die direkten Kontakte
nicht  offenbar  werden.  Wir  halten  das  sonst  bei  der
Bevölkerung  nicht  aus.“

Die Dokumentation beschreibt das Geschehen bis zum 25. Juni
1967.  An  diesem  Tag  wurden  im  italienisch-österreichischen
Grenzgebiet  der  Provinz  Belluno  auf  der  Porzescharte  laut
offizieller  italienischer  Darstellung  vier  italienischen
Soldaten  durch  von  „Südtirol-Terroristen“  gelegte  Tretminen
tödlich verletzt. (Diese Darstellung hat der österreichische
Militärfachmann und Historiker Oberst Dr.  Hubert Speckner in
seinem  Buch  „Von  der  „Feuernacht“  zur  „Porzescharte“
mittlerweile  gründlich  anhand  von  Fakten  widerlegt.)

Das  Geschehen  auf  der  Porzescharte  wurde  aber  von  der
italienischen  Seite  zum  Anlass  genommen,  offiziell  die
Assoziierung Österreichs an die EGW zu blockieren und Wien
politisch noch stärker unter Druck zu setzen.



Dieses  Geschehen  wird  jedoch  in  einem  Folgeband  der
vorliegenden  Dokumentation  behandelt  werden,  welcher  im
Frühjahr 2018 erscheinen soll.

In  Rom  schätzte  man  die  verdeckte  Tätigkeit  des
Geheimunterhändlers und christdemokratischen Freundes Rudolf
Moser  sehr.  1976  ernannte  der  italienische  Staatspräsident
Rudolf Moser zum „Commendatore“ – zum „Ordensritter“ – und
verlieh ihm einen hohen italienischen Orden.

Dr.  Helmut  Golowitsch,  hat  sich  bereits  mit  Werken  wie
„Kapitulation in Paris – Ursachen und Hintergründe des Pariser
Vertrags  1946“  (Mitautor  Walter  Fierlinger),  „Ortlerkämpfe
1915-1918“ und der zuletzt in zweiter Auflage erschienenen
Dokumentation „Für die Heimat kein Opfer zu schwer – Folter –
Tod  –  Erniedrigung:  Südtirol  1961-1969“  als  Südtirol-
Historiker  einen  Namen  gemacht.

Die hinterlassenen Akten des Geheim-Unterhändlers Rudolf Moser
wurden durch den Autor mittlerweile an das österreichische
Staatsarchiv zur Übernahme in dessen Bestände übergeben und
sind somit der Wissenschaft frei zugänglich.

Das  vorliegende  Werk  von  Helmut  Golowitsch  „Südtirol  –
Opfer  für  das  westliche  Bündnis.  Wie  sich  die

österreichische  Politik  ein  unliebsames  Problem  vom  Hals
schaffte“ sollte in keinem Bücherregal zur Tiroler Geschichte
fehlen. Es ist in gebundener Ausgabe im Leopold Stocker Verlag
in Graz erschienen, umfasst mit einem Vorwort von Univ.-Prof.
Dr. Reinhard R. Heinisch rund 600 Seiten und ist über den
Buchhandel  mit  der  IBSN  978-3-7020-1708-8  für  34,80  €
erhältlich.
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„Standhaft im Gegenwind“
Das  ist  der  Titel  eines  neuen  Buches  des  Publizisten  und
Historikers Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Michael Olt, welches
am 29. April 2017 auf der Bundesversammlung des Südtiroler
Schützenbundes der Öffentlichkeit vorgestellt wurde.

Auch  die  Südtiroler  Tageszeitung  „Dolomiten“  berichtete
darüber:

Eine höchst informative Darstellung
der  jüngeren  Zeitgeschichte
Südtirols
Olt hat mit seinem Werk eine Lücke in der Aufarbeitung der
jüngeren  Zeitgeschichte  Südtirols  geschlossen.  Sein  Buch
schildert  nicht  nur  die  Entwicklung  des  Südtiroler
Schützenwesens, es ist auch eine detaillierte – sich aber
nicht  in  Nebensächlichkeiten  verlierende  –  Darstellung  der
jüngeren  Zeitgeschichte  Tirols  und  liefert  eine  Fülle  von
Informationen, die man in zahlreichen anderen Publikationen so
nicht vorfindet. Die zeitgeschichtlichen Informationen werden
ergänzt durch Bilder, die zum Teil erstmals veröffentlicht
werden.

Von den Anfängen zur Gegenwart
Ausgehend von der Schilderung der historischen Ursprünge des
Tiroler  Schützenwesens  und  dessen  prägenden  Beiträgen  zur
Wehrhaftigkeit, zum Freiheitswillen und somit zur Identität
Tirols kommt der Verfasser rasch auf die jüngeren Zeitläufte
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zu sprechen.

Militärisch trat das Tiroler Schützenwesen letztmals im Jahre
1915 in Erscheinung, als die für den regulären Kriegsdienst zu
alten  oder  zu  jungen  Freiwilligen  in  den  Reihen  der
Standschützen Tirol an der Hochgebirgsfront erfolgreich gegen
den  Überfall  des  vertragsbrüchigen  Königreichs  Italien
verteidigten.

Die Annexion Südtirols führte zur Auflösung des Schützenwesens
und zur Beschlagnahme seines Eigentums durch Italien.

Der  Schützenmajor  und
spätere
Freiheitskämpfer  Georg
Klotz

Nach  1945  gelang  es  Patrioten  wie  dem  unvergesslichen
Schützenmajor und späteren Freiheitskämpfer Georg Klotz, das
Schützenwesen in Südtirol neu zu beleben. Dies geschah gegen
den  andauernden  Widerstand  eines  Staates,  der  zäh  sein
geistiges faschistisches Erbe verteidigte und den Schützen mit
zahlreichen Schikanen und Verboten Steine in den Weg legte.

In Rom war man sich der Bedeutung des Schützenwesens bewusst.
Dessen geistiges Erbe war die Bewahrung der Identität, der
Freiheit  Tirols  und  das  Streben  nach  Wiedergewinnung  der
Landeseinheit. Es ging um den Schutz der Heimat. In den Augen
der römischen Politiker war dies natürlich Hochverrat. Die
Schützen  traten  für  ihre  Ziele  nun  mit  geistigen  statt
militärischen Waffen ein.

Die  Reihen  der  Schützen  bildeten  sich  vorwiegend  aus  den
„kleinen Leuten“ des Landes. Sie waren nicht bestechlich. Sie
lebten nicht von der Politik, sondern brachten persönliche
Opfer.  Ihnen  konnte  man  im  Gegensatz  zu  manchen
Parteipolitikern  nicht  augenzwinkernd  politische
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Gegengeschäfte  vorschlagen  oder  sie  durch  persönliche
Zuwendungen  korrumpieren.

Professor  Dr.  Olt  zeichnet  nach,  wie  „Klotz  und  mutige
Gleichgesinnte“  nach  der  gewaltigen  Volkskundgebung  von
Sigmundskron von 1957 den „Südtiroler Schützenbund“ (SSB) ins
Leben  riefen.  Dabei  stand  ihnen  die  damalige  Sammelpartei
aller  Südtiroler,  die  „Südtiroler  Volkspartei“  (SVP)  zur
Seite.  Der  Landeshauptmann  Dr.  Alois  Pupp  wurde  erster
Landeskommandant.

Das  Freiheitsstreben  des  Landes
sichtbar gemacht
Das Freiheitsstreben des südlichen Tirols wurde der ganzen
Welt  vor  Augen  geführt,  als  die  Schützen  auf  dem  großen
Landesfestumzug von 1959 in Innsbruck nicht nur der Taten
Andreas  Hofers  und  seiner  Mitstreiter  vor  150  Jahren
gedachten,  sondern  eine  riesige  schmiedeeiserne  Dornenkrone
unter  begeisterter  Zustimmung  der  Bevölkerung  durch  die
Straßen Innsbrucks trugen. Die Dornenkrone drückte den Schmerz
über die Landesteilung aus – und die Bevölkerung verstand dies
sehr gut.

Die Dornenkrone von 1959

In  Rom  reagierte  man  wie  zu  Mussolinis  Zeiten  mit
Ausrückungsverboten,  Versammlungsverboten,  Verbot  der
Schützentrachten, Fahnenverboten und allen sonst erdenkbaren
Schikanen.

Der  „Südtiroler  Schützenbund“  (SSB)  musste  seine  Tätigkeit
einstellen. Diese Maßnahmen waren aber nur Teil einer viel
größeren  Repression,  welche  die  gesamte  deutsche  und
ladinische Bevölkerung Südtirols traf und zu einer unhaltbaren
Situation führte, die sich zunächst in einzelnen Anschlägen
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und  schließlich  1961  dann  in  der  „Feuernacht“  des
Freiheitskampfes  entlud.

Persönliche Opfer

Luis Amplatz wurde von
einem  Agenten  im
Auftrag  des
italienischen  Staates
ermordet

Zahlreiche  Schützen  wurden  verhaftet,  von  den  Carabinieri
schwer gefoltert und gingen für viele Jahre ins Gefängnis. An
den  Folgen  der  erlittenen  Folter  starb  der  Schütze  Franz
Höfler.  Der  Schütze  Luis  Amplatz  wurde  im  Auftrag  der
italienischen Polizei von einem Agenten heimtückisch im Schlaf
ermordet, während der Schütze Georg Klotz sich schwer verletzt
retten konnte.

Die  Zeit  des  Freiheitskampfes  war  auch  die  Zeit  der
Unterdrückung des Schützenwesens im südlichen Tirol. Erst ab
1967  konnte  der  „Südtiroler  Schützenbund“  wieder  in
Erscheinung treten und tat dies in alter Grundsatztreue.

Lösen aus Bevormundung
 Der  zeitgeschichtliche  Berichterstatter  Prof.  Dr.  Olt
schildert, wie die Schützen sich aus der Vormundschaft der SVP
befreiten,  als  die  Partei  sich  immer  mehr  zur
Erfüllungspolitik gegenüber Rom bereitfand. Die Schützen indes
waren  nicht  bereit,  in  ihrer  Montur  lediglich  als
farbenprächtiger Aufputz für Parteiveranstaltungen zu dienen.
So kam es zu einer allmählichen Loslösung von der SVP.
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Verfolgung durch die Staatsmacht
1987 demonstrierte ein überparteiliches Komitee, dem sowohl
einige SVP-Funktionäre als auch Schützen angehörten, in Wien
anlässlich  der  internationalen  KSZE-Konferenz  für  das
Selbstbestimmungsrecht  der  Südtiroler.

Die italienische Justiz packte daraufhin den immer noch in
Geltung befindlichen faschistischen Repressionsparagraphen 269
des  Strafgesetzbuches  („Staatsfeindliche  Tätigkeit  im
Ausland“) aus der Mottenkiste der Geschichte und ließ die
Demonstrationsteilnehmer verhaften.

Die Spitze der „Südtiroler Volkspartei“ (SVP) verhielt sich
ebenso wie die österreichische Regierungspartei ÖVP mehr als
zurückhaltend, um in Rom nicht unliebsam anzuecken.

Letztendlich musste das skandalöse Verfahren nach dem alten
Faschistenparagraphen,  welches  mittlerweile  in  ganz  Europa
Aufmerksamkeit erregt hatte, wieder eingestellt werden.

Die Schützen hatten sich die Schneid nicht abkaufen lassen. Im
Frühjahr 1991 demonstrierten sie in Bozen für die Entfernung
des  faschistischen  „Siegesdenkmals“  und  ließen  sich  weder
durch  Anpöbelungen  junger  italienischen  Neofaschisten,  noch
durch Strafbescheide der italienischen Justiz beeindrucken.

Auch  auf  dem  Alpenregionsfest  in  Matrei  bekräftigten  die
Schützen ihre Botschaft.

Fernsehübertragungen machten die Tatsache des Weiterbestehens
faschistischer Denkmäler in Südtirol in ganz Europa bekannt.
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Die Schützen standen und stehen zu
ihren Überzeugungen
Am  15.  September  1991  fand  auf  den  Wiesen  oberhalb  des
Brennerpasses, welcher das Land Tirol bis heute teilt, eine
von der SVP-Spitze abgelehnte Großkundgebung unter der Devise
„Nachdenken über Tirol“ statt. Viele tausende Schützen aus
allen  Landesteilen  bekundeten  ihr  Eintreten  für  die
Selbstbestimmung.

Prof. Dr. Olt schildert in seinem reich bebilderten Werk auch
weitere Initiativen der Schützen und öffentliche Kundgebungen,
die  wiederum  Gerichtsverfahren  unter  Verwendung  alter
faschistischer  Repressionsparagraphen  nach  sich  zogen.

Die Schützen ließen und lassen sich von solchen Schikanen
nicht abschrecken. Sie demonstrieren gegen das Weiterleben des
Faschismus  in  Südtirol,  gegen  die  Faschistendenkmäler  und
fordern  öffentlich  die  Abschaffung  der  erfundenen
faschistischen  Ortsnamen

Doppelspiel der Politiker
Die akribische Zeitgeschichtsschreibung Olts fördert zutage,
wie  die  Bestrebungen  der  Schützen  von  einigen  Politikern
südlich wie nördlich des Brenners auf der öffentlichen Bühne
vor  den  Kulissen  lauthals  gelobt  und  hinter  den  Kulissen
hintertrieben und sabotiert wurden.

Deutlich  wurde  diese  Taktik,  als  im  Jänner  2006  die
Landeskommandanten der Südtiroler wie der Nordtiroler Schützen
dem  österreichischen  Nationalratspräsidenten  Andreas  Khol
(ÖVP) eine Petition überreichten. In dieser wurde erbeten,
dass die Republik Österreich einen Passus in ihre Verfassung
aufnehme, in welchem das Bekenntnis Österreichs zur Wahrung
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des Selbstbestimmungsrechts für die Südtiroler festgeschrieben
werden sollte.

Das  Bedeutsame  an  der  Petition:  113  von  insgesamt  116
Südtiroler  Bürgermeistern  sowie  zahlreiche  Amtskollegen  aus
Nord-  und  Osttirol  hatten  dieses  Begehren  mit  ihrer
Unterschrift  bekräftigt.

 

 

 

 

Berichterstattung in den „Dolomiten“ vom 24. Jänner 2006

Der  Zeithistoriker  Olt  schildert  im  Detail,  wie  diese
Resolution von einigen ranghohen Politikern zunächst vor der
Presse laut gelobt, dann aber im Verborgenen sabotiert und
letztlich mithilfe eines Geschäftsordnungstricks nicht einmal
im Österreichischen Nationalrat behandelt wurde. In ähnlicher
Weise  wurde  mit  der  Forderung  verfahren,  die
Schutzmachtfunktion  Österreichs  in  der  Bundesverfassung  zu
verankern.

Virtuelle  „Landeseinheit“  in  den
Köpfen  statt  tatsächlicher
Landeseinheit
Das Bestreben, nur ja keine Verstimmung in die Beziehungen zu
Rom einfließen zu lassen, führte in der Folge zu seltsamen
Selbstdarstellungen  von  Politikern.   Politiker  wie  Andreas
Khol verkündeten und verkünden bis heute unverdrossen, dass
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die „Landeseinheit“ in der EU bereits erreicht sei. Es gehe
nur noch darum, die Grenzen in den „Köpfen und Herzen“ zu
beseitigen.

Die Tatsache, dass die italienische Staatsmacht auch nach der
Petition  der  Schützen  und  Bürgermeister  wiederum  auf
einschüchternde Weise strafrechtlich ermitteln ließ, zeigt die
Lächerlichkeit des Versuchs auf, die reale Landesteilung zu
leugnen.

Die  Schützen  widerstehen  dem
Gegenwind
Eine Politik dauernder Willfährigkeit gegenüber Rom hat in
Südtirol zu katastrophalen Ergebnissen geführt. Die einstmals
durch ihre Geschlossenheit starke Sammelpartei SVP ist heute
geschwächt und hat den Anspruch auf die Gesamtvertretung der
Volksgruppe verloren.

Längst  schon  tritt  diese  Partei  nicht  mehr  für  die
Selbstbestimmung  Südtirols  ein  und  hat  damit  ihren
Gründungsauftrag  aufgegeben.

Prof. Dr. Olt schildert in seinem packend geschriebenen und
mit zahlreichen Zeitdokumenten ausgestatteten Werk, wie der
Südtiroler  Schützenbund  durch  zahlreiche  Auftritte  und
Aktionen die Forderung des „Los von Rom“ nicht verstummen
lässt. Sowohl die Teilnehmerzahlen als auch das publizistische
Echo bewirken, dass das Verlangen nach Loslösung von Italien
im  öffentlichen  Raum  ein  Diskussionsthema  bleibt.
Meinungsumfragen  haben  mehrfach  bekräftigt,  dass  im  Falle
einer Volksabstimmung diese wohl nicht zugunsten Roms ausgehen
dürfte.
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Prof.  Dr.  Olt,  der  als  Korrespondent  der  „Frankfurter
Allgemeinen Zeitung“ viele Jahre hindurch die Entwicklung in
Südtirol  vor  Ort  beobachtet  und  darüber  berichtet  hat,
entrollt vor dem Leser ein spannendes Szenarium von höchster
Aktualität. Wer dieses Buch gelesen hat, kann die jüngsten
politischen Entwicklungen in Südtirol besser verstehen. Es ist
auch ein tröstliches Buch, denn es berichtet vom Mut und von
der Zuversicht unserer Landsleute im von nicht wenigen für
besetzt erachteten Süden.

Die  Schützen  widerstehen  dem  Gegenwind.  Sie  widerstehen
Schikanen  und  Verfolgung,  und  sie  lassen  sich  durch  das
Versagen eigener Politiker nicht entmutigen.

Das letzte Wort ist in Bezug auf die Zukunft dieses Landes
noch nicht gesprochen. Vor allem auch dank der Schützen!

Das vorliegende Buch des Zeithistorikers Prof. Dr. Olt ist
eine  fesselnde  Darstellung  der  jüngeren  Geschichte  des
geteilten  Landes  Tirol  und  eine  wahrhafte  Fundgrube  an
Informationen, die aus der Zeitgeschichtsschreibung und aus
der politischen Publizistik bisher ausgeblendet wurden.
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Antiösterreichische  Kampf-
Hymne  als  Grundlage  der
Identität  des  italienischen
Staates
Auslöser  der  öffentlichen  Diskussion:  Südtirols  Schützen
verweigerten Strammstehen und Salutschießen unter Abspielung
der „Mameli-Hymne“

Die Südtiroler Schützen haben durch ihr konsequentes Verhalten
einer  breiten  Öffentlichkeit  in  Süd-  und  Nordtirol  in
Erinnerung gerufen, dass sich das Bewusstsein der politischen
Identität  Italiens  bis  heute  von  der  Feindschaft  gegen
Österreich herleitet.

Am 11. Juni 2017 kamen der italienische Staatspräsident Sergio
Mattarella und der österreichische Staatspräsident Alexander
van der Bellen nach Bozen, um dort die vor 25 Jahren gegenüber
den  Vereinten  Nationen  abgegebenen  österreichisch-
italienischen  Streitbeilegungserklärungen  öffentlich  zu
beweihräuchern.

Der  Südtiroler  Landeshauptmann  Arno  Kompatscher  hatte  den
Südtiroler Schützenbund gebeten, die beiden Präsidenten mit
einem „landesüblichen Empfang“ durch Salutschüsse zu ehren.
Der Schützenbund hatte zugesagt, da vereinbart wurde, dass
dazu die Landeshymne und die Europahymne abgespielt werden
sollten.

Landeskommandant
Elmar Thaler
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Als  der  wie  immer  Rom  sehr  ergebene  Landeshauptmann
Kompatscher  plötzlich  darauf  beharrte,  dass  der  ehrenvolle
Empfang  unter  Abspielung  der  italienische  „Mameli  Hymne“
erfolgen müsse, zog der Schützenbund angesichts des besonderen
Charakters dieser Hymne seine Zusage zurück.

Der Landeskommandant Elmar Thaler begründete dies so:

„Wenn  wir  nun  aber,  anders  als  in  den  Verhandlungen  in
Aussicht gestellt, zu einer Hymne strammstehen müssen, welche
das österreichische Vaterland beleidigt, dann ziehen wir uns
dankend zurück.“

Der Empfang fand dann ohne die Schützen, ohne Ehrensalve und
ohne  Strammstehen  zu  einer  antiösterreichischen  Kampfhymne
statt.

Die Entscheidung der Schützen erregte auch in Nordtirol große
Aufmerksamkeit,  wie  aus  der  Berichterstattung  der  „Tiroler
Tageszeitung“ hervorging.

In der Presse und in der Öffentlichkeit gab es in ganz Tirol
eine ausführliche Diskussion, welche deutlich machte, worin
die  führenden  politischen  Kräfte  Italiens  bis  heute  die
Identität ihres Staates begründet sehen.

In  der  nachstehenden  Dokumentation  kann  sich  der  geneigte
Leser darüber näher informieren:

„Fratelli  d’Italia“  –  die
nichtoffizielle  „Nationalhymne“
Italiens

Im  Ersten  Weltkrieg  wurden  Text  und  Noten  der
antiösterreichischen  Mameli-Hymne  per  Postkarten  unter  den
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italienischen Frontsoldaten verteilt.

Diese Postkarte aus der Zeit des Ersten Weltkriegs zeigt
einen heldenhaften Jüngling, der seine Ketten zerrissen hat
und die Tricolore hoch hält. Er symbolisiert das „befreite“
Italien.  Er  tötet  das  scheußliche  Reptil  Österreich,
welches  die  Züge  des  Kaisers  Franz  Josef  trägt.  Die
Darstellung verkörpert den gleichen Geist wie die „Mameli-
Hymne“.

Freimaurerlied  und  antiösterreichischer
Kampfgesang

Goffredo  Mameli
– Freimaurer und
Revolutionär
gegen  das
katholische
Österreich

Bei dem Lied „Fratelli d’Italia“ („Brüder Italiens“), auch
bekannt als „Inno di Mameli“ (Hymne des Mameli“), handelt es
sich um ein aus der Zeit des „Risorgimento“ im 19. Jahrhundert
stammendes antiösterreichisches Gedicht, welches die „Fratelli
d’Italia“ (die „Brüder Italiens“) in ziemlich blutrünstiger
Weise zum Kampf gegen Österreich aufruft. Es war von einem
jungen  intellektuellen  nationalistischen  Schwärmer,  dem  aus
dem  sardinischen  Adelsgeschlecht  „Mameli  dei  Mannelli“
stammenden Goffredo Mameli gedichtet worden.

Mit den in der Hymne genannten „Fratelli D’Italia“ sind vor
allem die Freimaurer gemeint, welche großen Anteil an der
italienischen Einigungsbewegung hatten und in der Folge den
Staat bis über die Zeit des Faschismus hinaus beherrschen
sollten.
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Der  Kampf  der  Freimaurer  und  der  von  ihnen  beherrschten
Bewegung des „Risorgimento“ zielte auf die Einigung Italiens
und die Schaffung eines laizistischen Staates ab, welcher vom
italienischen  Nationalismus  und  den  freimaurerischen  Ideen
getragen sein sollte. Der große Feind war das mit dem Papsttum
verbundene katholische Österreich.

Goffredo Mameli war selbst Freimaurer. Nach ihm ist seit
1893 eine römische Großloge des Großorients von Italien
benannt. Das Manuskript seines Kampfliedes „Fratelli d’Italia“
ist in dem 2013 eröffneten Freimaurermuseum in Rom im Palazzo
Vitelleschi, dem Sitz der Großloge von Italien, ausgestellt.

Keine offizielle Staatshymne
Der antiösterreichische Mameli-Kampfgesang wird heute von der
Republik Italien ohne gesetzliche Grundlage als Staatshymne
benützt.

Dazu  hat  Roland  Lang,  der  Obmann  des  „Südtiroler
Heimatbundes“, bereits am 16. März 2012 eine aufschlussreiche
Presseerklärung abgegeben:

„Bis heute nie Staatshymne gewesen – Degasperi wollte Vatikan
nicht vor den Kopf stoßen. Der blutrünstige Text dieses 1847
gedichteten Kriegsliedes gegen Österreich ist nur zeitbezogen
aus der damaligen Kampfbegeisterung seines Dichters Goffredo
Mameli erklärbar. Der schwülstige Kampfgesang ist in Wahrheit
nie italienische Staatshymne gewesen und ist es bis heute
nicht.

Während  der  Zeit  der  italienischen  Monarchie  war  der
„Königliche Marsch“ („Marcia Reale“) offizielle Staatshymne.

Während des Ersten Weltkrieges wurden Text und Melodie des
auch  „Inno  di  Mameli“  („Hymne  des  Mameli“)  genannten
Kampfliedes  „Fratelli  d’Italia“  in  Druckschriften  und
Propagandapostkarten an der Front verbreitet, um den Hass
gegen Österreich zu schüren. Zur offiziellen Hymne wurde der
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Kampfgesang aber auch damals nicht.

Am 12. Oktober 1946 beschloss der italienische Ministerrat,
dass die Vereidigung der Truppen des neuen republikanischen
Italien am 4. November, dem Tag des „Sieges“ Italiens über
Österreich-Ungarn unter den Klängen des „Inno di Mameli“
stattfinden  solle.  Außerdem  solle  ein  Gesetzesdekret
vorbereitet  werden,  um  dieses  Lied  in  den  Rang  einer
Staatshymne  zu  erheben.

Dazu kam es nie. Historiker vermuten, dass Ministerpräsident
Degasperi  den  Vatikan  nicht  mit  den  unverhohlenen
freimaurerischen Anklängen des Textes vor den Kopf stoßen
wollte.“

Einführung  der  Freimaurer-Hymne
durch die Hintertür
Im  Jahr  2012  führte  Rom  angesichts  des  Widerstandes
katholischer  Kreise  das  antiösterreichische  Freimaurer-
Kampflied  mit  einem  Trick  durch  die  Hintertür  als
„Nationalhymne“  ein.

Die  Südtiroler  Tageszeitung  „Dolomiten“  hatte  das  damals
bereits im Vorfeld für nicht sehr lustig gehalten und am 7.
März  2012  den  antiösterreichischen  Text  des  Freimaurer-
Kampfliedes  veröffentlicht  und  einen  eindeutigen  Kommentar
dazu abgegeben.

Der  Protest  der  Südtiroler  Volkspartei
(SVP)
Das  Vorhaben  Roms  stieß  nicht  nur  auf  den  lautstarken
Widerspruch der Südtiroler Oppositionsparteien, sondern löste
auch scharfen Protest der Südtiroler Volkspartei (SVP) aus.
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Darüber berichteten die „Dolomiten“ am 7. März 2012:

Das Echo in Österreich
In  Südtirol  gingen  die  Wogen  hoch,  sie  erreichten  auch
Österreich, wo die „Kronen-Zeitung“ am 25. März 2012 ganz
Österreich  mit  dem  Thema  der  antiösterreichischen  „Hymne“
konfrontierte.

Südtiroler  Landtagsbeschluss  gegen  das
Freimaurer-Kampflied
Am  6.  Juni  2012  nahm  der  Südtiroler  Landtag  mit  breiter
Mehrheit  einschließlich  der  Stimmen  der  SVP  einen
Beschlussantrag der Landtagsabgeordneten Sven Knoll und Eva
Klotz („Süd-Tiroler Freiheit“) an, mit welchem sich der Süd-
Tiroler  Landtag  gegen  die  verpflichtende  Einführung  des
Unterrichtes des Mameli- Liedes an den Süd-Tiroler Schulen
aussprach und das Parlament in Rom aufforderte, die deutschen
und ladinischen Schulen Südtirols von den Hymnen-Bestimmungen
ganz auszunehmen.

Die  Beschlussfassung  im  römischen
Parlament: Einführung durch die Hintertür
Im römischen Parlament fand sich jedoch trotz des heftigen
Widerstandes der SVP und der Lega Nord eine Mehrheit für die
Aufwertung  des  Gewalt  verherrlichenden  Freimaurer-
Kampfgesanges zur faktisch existierenden „Nationalhymne“. Das
Staatsgesetz Nr. 222 vom 23. November 2012 erklärte zwar den
„Inno  di  Mameli“  nicht  zur  gesetzlich  beschlossenen
Staatshymne,  verordnete  aber,  dass  in  Hinkunft  im
Schulunterricht  das  Wissen  über  die  italienische
Einigungsbewegung „Risorgimento“ („Wiederauferstehung“) sowie
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über das „Inno di Mameli“ vertieft werden solle.

Damit war der antiösterreichische Freimaurergesang zwar nicht
zur  gesetzlich  abgesegneten  Nationalhymne  erhoben,  die
Vertiefung  ihrer  Kenntnis  Schulunterricht  jedoch  festgelegt
worden.

Schlagzeile  in  der  „Neuen  Südtiroler  Tagezeitung“  vom  9.
November 2012

Nun fand die „Hymne“ auch Eingang in die deutschsprachigen
Schulbücher.

Seltsames  Schweigen  des  Südtiroler
Landeshauptmannes  und  der  Südtiroler
Volkspartei (SVP)
Im  August  2016  unternahm  ausgerechnet  der  „Partito
Democratico“  (PD),  der  Koalitionspartner  der  SVP  in  der
Südtiroler  Landesregierung,  einen  neuerlichen  Vorstoß  und
reichte  einen  Vorschlag  bei  der  Verfassungskommission  der
römischen  Abgeordnetenkammer  ein:  Das  antösterreichische
Mameli-Kampflied  solle  per  Gesetz  zur  offiziellen
italienischen  Nationalhymne  erklärt  werden.

Roland Lang, Obmann des „Südtiroler Heimabundes“, gab dazu
eine Presseerklärung ab, in welcher es hieß:

„Hätte  die  Demokratische  Partei  nur  einen  Hauch  eines
demokratischen  Grundverständnisses,  würde  sie  dieses  Lied
keineswegs zur italienischen Hymne per Gesetz festschreiben
wollen, denn der Text ist alles andere als demokratisch.

Ist  es  nur  ein  Zufall,  dass  in  zwei  Jahren  der  „Sieg“
Italiens gefeiert wird und dass wir Südtiroler gegen unseren
Willen  als  „Kriegsbeute“  einem  fremdnationalen  Staat

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2017/07/Beschluss-Senat-TZ-09-11-12a.jpg
http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2017/07/2012-Inno-die-Mameli-in-Geschichtsbuch-an-Südtiroler-Schulen.jpg


zugeschanzt wurden?

Werden wir die notwendige Zivilcourage aufbringen, um Italien
zu  erklären,  dass  wir  Südtiroler  keine  Brüder  Italiens
(Fratelli  d`Italia)  sind,  sondern  einer  anderen,  der
österreichischen Familie, angehören?“

Das letzte Wort ist in Hinblick auf die Bestrebungen, die
Mameli-„Hymne“  gesetzlich  zur  offiziellen  italienischen
Staatshymne zu erklären, noch nicht gesprochen.

Seltsam ist jedoch, dass der Südtiroler Landeshauptmann Arno
Kompatscher und seine Partei, die SVP, ihren Koalitionspartner
PD nicht laut und deutlich zur Ordnung rufen.

Man  müsste  eigentlich  erwarten,  dass  die  SVP  den  PD  dazu
auffordert, den Antrag zurückzuziehen und dass sie dies zur
Bedingung für die Weiterführung der Koalition macht.

Stattdessen herrscht auf Seite der SVP nur Schweigen.

Kompatscher  scheint  völlig  vergessen  zu  haben,  dass  seine
Partei  vor  seiner  Amtsübernahme  sich  vehement  gegen  das
Mameli-Kampflied geäußert hat.

LH Kompatscher will in dieser Frage offenbar in Rom nicht
anecken. Das scheint jene Kritiker zu bestätigen, die ihn für
einen allzu ergebenen Diener Roms halten.

Die  Justiz  in  Italien  als
politische Waffe
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Der „Codice Rocco“
Der  italienische  König  Vittorio  Emanuele  III.  saß  in
aufmerksamer Haltung hinter seinem Arbeitstisch. Man schrieb
den  19.  Oktober  des  Jahres  1930,  des  achten  Jahres  der
faschistischen Machtergreifung.

Der  „Guardasigilli“,  der  „Siegelbewahrer“,  Justizminister
Alfredo Rocco richtete das Wort an den König. „Sire“, begann
der Minister, „in Eurem Königreich haben sich in der Tat in
glücklicher  Weise  die  Eroberungen  der  Waffen  und  die
gesetzlichen Reformen vereinigt, um das Leben des Staates und
des italienischen Volkes zu erneuern. Die Strafgesetzreform“,
rief  der  Minister  emphatisch  aus,  „wird  als  eines  der
hervorragendsten Denkmäler dieser Gesetzgebung und als eine
imposante  Demonstration  der  Kraft  des  italienischen  Genius
bestehen bleiben.“

Benito Mussolini und sein Justizminister Alfredo Rocco

Im Hintergrund hörte, in achtungsvoller Haltung stehend, ein
untersetzter und gedrungener Mann aufmerksam dem Vortrag zu.
Benito Mussolini, „Duce“ der Nation und geistiger Vater des
neuen Strafgesetzes, hatte die Grundzüge des faschistischen
„codice penale“ bereits 1925 durch die „camera dei deputati“
beschließen  lassen.  Dann  hatte  sein  treuester  Vasall,
Justizminister  Rocco,  das  Gesetz  in  allen  Einzelheiten
ausgefeilt. Nun sollte der König seine Unterschrift geben.

Der „Guardasigilli“ klappte seine Mappe zu. Vittorio Emanuele
III. ergriff die Feder und unterzeichnete das vor ihm liegende
Schriftstück. Mussolini trat zum Tisch und unterschrieb, nach
ihm Justizminister Rocco. Damit trat der neue „Codice Penale“,
nach seinem Schöpfer auch „Codice Rocco“ genannt, in Kraft.
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Auch  heute  erinnert  noch  ein
pompöses  Wandgemälde  im
italienischen  Parlament  an  die
Einführung  des  faschistischen
„Codice Rocco“. Die Justiz – wie in
allen Diktaturen eine Dienerin der
Politik – ist hier als Engel mit
Schwert dargestellt.

Das  Strafrecht  und  die
faschistische Staatsauffassung

Ein Blick auf die Sprachenkarte
Wer die Frage stellt, warum der Mussolini-Staat Bedarf an den
berüchtigten Artikeln des Strafgesetzbuches gehabt hatte, der
ist eingeladen, einen Blick auf eine Sprachenkarte Italiens zu
werfen. Auf der Halbinsel einschließlich der zu ihr gehörenden
Inseln werden 14 Sprachen gesprochen. In 14 von insgesamt 20
italienischen Regionen sprechen etwa 2,8 Millionen Menschen
eine andere Muttersprache als Italienisch, wobei die Sprachen
Piemontesisch, Roma und Sinti noch nicht in dieser Aufstellung
erfasst sind. Die Sprachgruppenzählung von 1971 führte neben
Italienisch  folgende  Sprachgruppen  auf:  Albanisch,  Deutsch,
Dolomiten-Ladinisch,  Franko-Provenzalisch,  Friulanisch,
Griechisch, Katalanisch, Kroatisch, Okzitanisch, Sardisch und
Slowenisch.

Es hätte sich eine föderalistische Lösung
angeboten
Natürlich  war  auch  Mussolini  bekannt,  daß  Italien  über
zahlreiche und zahlenmäßig starke Volksgruppen verfügt, die
eine  zentrifugale  Entwicklung  weg  vom  zentralistischen
Einheitsstaat in Gang setzen konnten. Der italienische Staat

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2017/05/consegna-codice-Rocco.jpg


wäre  aufgrund  seiner  ethnischen  Struktur  dazu  geschaffen
gewesen,  eine  föderalistische  Verfassung  mit  weitreichenden
Autonomien  der  einzelnen  Volksgruppen  zu  erhalten.  Das
Beispiel der Schweiz mit ihrer Kantonalverfassung hätte sich
angeboten.

Die  politische  Zielrichtung  des
Faschismus war eine andere gewesen
Die politische Zielrichtung des Faschismus war jedoch eine
andere gewesen. Mussolini schreibt in seinem Standardwerk „La
dottrina des fascismo“: „Der italienische Staat ist Wille zur
Macht und zum Imperium. Die römische Überlieferung ist hier
ein Wunschbild von höchster Gewalt“. An anderer Stelle heißt
es: „Wer Faschismus sagt, sagt Staat.“ Die Vorstellung vom
zentralistisch  gelenkten  und  straff  organisierten  Imperium
verlangte aber auch die organisierte Einheitsnation, innerhalb
derer  es  keinen  Platz  für  Besonderheiten  oder  gar
Gewaltenteilung  zwischen  autonomen  Gebieten  und  der
Zentralregierung geben durfte. Folgerichtig sagte daher Benito
Mussolini:

„Es ist ja nicht die Nation, die den Staat erzeugt, nach der
verschimmelt  naturalistischen  Auffassung,  die  der
Schriftstellerei  in  den  Nationalstaaten  des  neunzehnten
Jahrhunderts zugrunde lag. Vielmehr wird die Nation durch den
Staat geschaffen.“

In  diesen  Worten  des  „Duce“  ist  bereits  das  gesamte
Entnationalisierungsprogramm enthalten, welches die Südtiroler
in  eine  gemeinsame  italienische  Einheitsnation  einschmelzen
sollte, ohne daß eine Spur ihrer deutschen und ladinischen
Nationalität und Kultur erhalten bleiben durfte.

Daß dieses Programm Widerstand auslösen mußte, lag auf der
Hand.  Mussolini  legte  deshalb  das  Strafgesetz  als  eiserne
Klammer  des  Staates  um  die  ihrer  Identität  beraubten



Volksgruppen.

Die faschistische Repression
Für Südtirol sollte das faschistische Strafgesetz zu einer
unbarmherzigen  Geißel  werden,  die  von  einer  willfährigen
Justiz über dem geknechteten Volk geschwungen wurde.

In  seinem  zweiten  Hauptteil  („Dei  delitti  contro  la
personalita dello stato“) zählte der Codex jene „Delikte gegen
die  Persönlichkeit  des  Staates“  auf,  die  ab  nun  mit
langjährigen  Kerkerstrafen,  mit  dem  Tod  oder  lebenslangem
Zuchthaus  zu  ahnden  waren:  Beleidigung  der  italienischen
Nation;  Beleidigung  der  italienischen  Fahne;  antinationale
Aktivität;  politischer  Defaitismus;  Beleidigung  des
Staatsoberhauptes;  subversive  und  antinationale  Propaganda;
Bildung  von  geheimen  Gesellschaften.  Wer  die  bewaffneten
Streitkräfte  oder  den  faschistischen  Großrat  beleidigte
(Artikel 290), konnte bis zu 6 Jahren Zuchthaus erhalten, auf
die  Beleidigung  der  italienischen  Nation  oder  der
italienischen Fahne standen 3 Jahre Kerker. Wer aber versuchen
sollte,  eine  Kolonie  oder  ein  anderes  Territorium  vom
italienischen  „Mutterland“  loszulösen,  verfiel  nach  Artikel
241 der Todesstrafe.

Kritik  an  der  Staatsführung  führte  ab  nun  wegen
„antinationaler Aktivität“ oder „Beleidigung der italienischen
Nation“ in die Kerker der römischen Regierung oder in die
Verbannung auf Gefängnisinseln.

Politische Häftlinge wurden in die Kerker von Gefängnisinseln
im Mittelmeer deportiert

Die  damals  ständig  von  Malaria  heimgesuchte  Gefängnisinsel
Lipari im MIttelmeer

Hunderte von Südtirolern wanderten aus nichtigen Anlässen für
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lange Jahre hinter Kerkermauern oder in die Verbannung auf
Gefängnisinseln.  An  den  Folgen  der  Verbannung  starben  der
Rechtsanwalt  Josef  Noldin  und  das  junge  Mädchen  Angela
Nikoletti, die heimlich im „Katakombenunterricht“ den Kindern
Lesen und Schreiben in deutscher Sprache beigebracht hatten.

Sie starben an den Folgen der Verbannung: Angela Nikoletti und
Josef Noldin.

Einer der Überlebenden, Wilhelm Eppacher aus Brixen, hat vor
einem österreichischen Gericht, im 3. Grazer Südtirolprozess,
als  Zeuge  der  Verteidigung  die  Leidensgeschichte  der
Eingekerkerten  und  Verbannten  erzählt:

„Monatelang war das Gefängnis in Bozen mit jungen Südtirolern
vollgepfropft. Manche saßen wegen angeblicher Schmähung der
italienischen Staatseinrichtung oder weil sie beim Spielen
der Faschistenhymne nicht den Hut vom Kopf genommen hatten
hinter  Gefängnismauern.  Anderen  warf  man  sogenanntes
‘antinationales Verhalten’ vor. Gefoltert wurde damals so wie
heute. Einem Sepp Pilser aus Meran riß man die Haare mit
ganzen Fetzen der Kopfhaut aus. Andere Gefangene stellte man
in heißes Wasser und schlug sie, bis sie bewußtlos waren. Ich
selbst wurde nach kurzer Gefängnishaft auf die Felseninsel
Tremiti verbannt, wo ich fünf Jahre lang zusammen mit 500
anderen Südtirolern in einem Konzentrationslager eingesperrt
war.“  (Wiedergeben  in:  Otto  Scrinzi  (Hrsg.):  „Chronik
Südtirol 1959 – 1969“, Graz 1996, S. 68)

 

Der Lehrer Rudolf Riedl aus Tramin, welcher heimlich Kinder in
der deutschen Sprache unterrichtet hatte, berichtete später
über seine schlimmen Erlebnisse in der Verbannung
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1945:  Die  faschistischen
Staatsschutzbestimmungen blieben aufrecht
Nach 1945 hielt die italienische Regierung es für angebracht,
das faschistische Strafrecht nahezu unverändert in Kraft zu
lassen und es in der Folge bei politischen Prozessen weiter
anzuwenden.

Seine politischen Paragraphen dienten der allerchristlichsten
Regierungspartei  „Democrazia  Cristiana“  ebenso  zum
Niederzwingen  der  kommunistischen  Opposition  wie  zur
Niederhaltung  aufmüpfiger  Südtiroler.

Forderungen nach dem Selbstbestimmungsrecht oder Bestrebungen
für eine eigene Landesautonomie wurden mit der Einleitung von
Strafverfahren wegen „Angriff auf die Einheit des Staates“
oder „Anschlag auf die Verfassung“ beantwortet.

Nach 1945 kehrten auch viele ehemals faschistische Richter und
Verwaltungsbeamte  nach  Südtirol  zurück  und  die  Südtiroler
mussten  sich  wieder  vor  denselben  Richtern  nach  demselben
Gesetz wie in der Faschistenzeit verantworten.

Die neuerliche Repression

Der Fall Egon Mayr
Im Jahre 1956 demonstrierte die Bozner Staatsanwaltschaft ihr
faschistisches Rechtsverständnis an einem Österreicher.

Der 26jährige Egon Mayr aus Linz hatte einige Urlaubstage bei
seiner Verlobten im Fassatal verbracht und fuhr nun am 26.
Dezember 1955 mit dem Zug Richtung Brenner nach Hause. Er
hatte in einer Aktentasche einige vervielfältigte Blätter mit
sich, die einen Zeitungsartikel der New Yorker Monatsschrift
„Austria“, einer Zeitung für Exilösterreicher, wiedergaben. In
diesem Artikel wurde verlangt, die Südtiroler Frage vor die
UNO zu bringen, mit dem Ziel, das Recht auf Selbstbestimmung



durchzusetzen.

Im Bahnhof  von Brixen warf Egon Mayr unbeobachtet in der
Dunkelheit einige dieser Blätter aus dem Zug. Ein Carabiniere
fand sie. Umgehend wurde eine große Staatsaktion eingeleitet.
Am Brenner wurde der Zug angehalten und von Carabinieri und
Finanzern durchsucht. In Egon Mayrs Aktentasche fand man noch
einige übrig gebliebene Blätter.

Alto Adige“ vom 28. Dezember 1955

Der  „Staatsverbrecher“  wurde  gefesselt  und  nach  Bozen
gebracht.  Die  Anklage  lautete  unter  Verwendung  politischer
Paragraphen  des  faschistischen  Strafgesetzbuches  („Codice
Rocco“) auf „antinationale Propaganda“ (Strafe: 1-5 Jahre) und
auf „Anschlag auf die Einheit des Staates“ nach Artikel 241,
der  eine  Strafandrohung  bis  Lebenslänglich  vorsah.  (Dieser
faschistische Paragraph ist immer noch in Geltung und sieht
heute  nach  einer  parlamentarischen  Modifikation  vom  24.
Februar 2006 immerhin immer noch eine Strafe nicht unter 12
Jahren vor.)

Der Staatsanwalt Dell’Antonio (rechts) und sein Opfer Egon
Mayr (links)

Am 17. September 1956 begann in Bozen die Verhandlung. Der
Staatsanwalt  Dell’Antonio,  ein  Exfaschist,  forderte  „unter
Einräumung  mildernder  Umstände“  14  Jahre  und  8  Monate
Gefängnis für Mayr, um „gewissen Leuten, die glauben, hier in
Italien gelten nicht mehr die italienischen Gesetze, sondern
die  österreichischen“,  die  Situation  klar  zu  machen.  Mayr
erhielt am 22. September 3 Jahre Haft, das Revisionsverfahren
setzte die Strafe auf 10 Monate herab. Am 22. Dezember 1956
wurde Mayr über den Brenner abgeschoben.

„Dolomiten“ vom 18. September 1956
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Der Fall Sepp Kerschbaumer

Sepp Kerschbaumer hatte sich durch das Hissen von Tiroler
Fahnen „strafbar“ gemacht. Der Staatsanwalt Mario Martin hatte
die Tiroler Fahnen als „Fetzen“ bezeichnet.

Am  5.  Juli  1957  war  der  spätere  Freiheitskämpfer  Sepp
Kerschbaumer aus Frangart in Bozen vor Gericht gestanden. Der
Staatsanwalt  Mario  Martin  hatte  ihn  angeklagt,  durch  das
Hissen von Tiroler Fahnen am 20. Februar, dem Todestag Andreas
Hofers, eine „aufhetzende Kundgebung“ gegen den italienischen
Staat veranstaltet zu haben. Die Tiroler Fahnen hatte der
treffliche  Staatsanwalt  Mario  Martin,  ein  Exfaschist,  als
„stracci“, als „Fetzen“,  bezeichnet. Kerschbaumer wurde zu 10
Tagen Arrest verurteilt. („Volksbote“, Bozen, 20. 07. 1957)

Das Schicksal der „Pfunderer Buam“
Besonders tragisch war das Schicksal der Pfunderer Burschen.
In der Nacht des 15. August 1956 waren 7 junge Bauernburschen
in Pfunders, einem kleinen Gebirgsort in einem Seitental des
Pustertales,  nach  einer  ausgiebigen  Zecherei  in  eine
Wirtshausrauferei mit ebenfalls dort zechenden italienischen
Finanzern geraten. Einer der Finanzer, Raimondo Falqui, nahm
Reißaus,  rannte  davon  und  stürzte  von  einer  Brücke  ohne
Geländer 3 Meter tief in den ausgetrockneten Roanerbach, wo er
sich an einem Stein die Stirne einschlug. Niemand hatte dies
bemerkt. Die Burschen gingen nach Hause und schliefen ihren
Rausch  aus.  Nun  wurden  die  Bauernburschen  als  „Mörder“
verhaftet.

 Der publizistische Hassfeldzug
 Zwei  Tage  nach  dem  Leichenfund  im  Roanerbach  gab  eine
römische  Zeitung  mit  neofaschistischer  Schlagseite,  das
„Giornale d’Italia“, das Zeichen zur Hetzjagd: Es sei Mord
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gewesen und zwar ein „politischer Mord … Die Gründe sind noch
nicht  bekannt,  aber  sie  sind  zweifellos  in  dem  Klima  des
Hasses zu suchen, den die Vertreter einer Partei seit Jahren
säen …“ Gemeint war damit die „Südtiroler Volkspartei“.

Wenige  Tage  später  wusste  es  die  italienische
Wochenillustrierte  „Oggi“  ganz  genau:

„Dies ist ein grausames sinnloses Verbrechen, geboren aus dem
Hassfeldzug,  der  von  einigen  Exponenten  der  örtlichen
Minderheit geführt wurde. Der Mord an dem jungen Beamten
stellt  das  letzte  und  blutige  Glied  in  einer  Kette  von
Übergriffen und Gewalttaten dar.“

Ein politischer Mord also! Die gesamte Südtiroler Volksgruppe
und  ihre  Führung  als  angebliche  Anstifterin  eines
hinterhältigen  und  grausamen  Verbrechens,  zitiert  vor  die
Schranken der italienischen Nation.

Die Pfunderer Burschen wurden in Ketten zum Prozess gebracht.

Bereits die ersten Ermittlungen wurden so geführt, daß sie
eine spätere Mordanklage rechtfertigen sollten. Daher wurden
die  Burschen  so  lange  geschlagen,  bis  sie  die  von  dem
Staatsanwalt Dell’Antonio gefertigten Protokolle, deren Inhalt
sie nicht verstanden, unterschrieben hatten. Diese Protokolle
enthielten  jedoch  „Geständnisse“,  die  zur  Grundlage  der
Verurteilung der Burschen wurde.

Schwere Misshandlungen bei den Verhören
Den Angeklagten half es gar nichts, daß sie aussagten, bei den
Verhören  geschlagen  und  zur  Unterschrift  der  Protokolle
erpresst worden zu sein. Die des Italienischen nicht mächtigen
Angeklagten konnten zudem den Aussagen der Zeugen und der
Beweisführung der Ankläger nicht folgen.
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Luis  Ebner  erklärte,  von  dem  Gerichtsvorsitzenden  auf
Widersprüche zu seinen Aussagen vor den Carabinieri aufmerksam
gemacht:

„Vor den Carabinieri habe ich nicht mehr gewusst, was ich
sage, so sehr haben sie mich geschlagen.“
(„Dolomiten“, 14. 9. 1957)

Schuldspruch  als  „Mutprobe“  der
Geschworenen

Der  Staatsanwalt  Mario
Martin,  ein  Ex-Faschist.

Der Staatsanwalt Mario Martin forderte für sechs Angeklagte
lebenslängliches Zuchthaus, für einen Angeklagten 20 Jahre und
nur ein Angeklagter solle aus „Mangel an Beweisen“ freigehen.
Falqui  sei  geradezu  „gelyncht“  worden.  Dieser  Staatsanwalt
rief den Geschworenen und den Richtern zu: „Ich verlange von
euch Richtern eine Mutprobe! Euer Schuldspruch stimme überein
mit dem Gefühl des Volkes, von dem ihr delegiert worden seid.“

Noch  ungeheuerlicher  äußerten  sich  die  Vertreter  der
Privatanklage. Sie nannten die Angeklagten „Hyänen“, „Bestien“
und  „hündische  Meute“.  Alle  Bewohner  des  „finsteren  und
zurückgebliebenen Südtiroler Tales Pfunders“ hätten, politisch
von der einheimischen Presse verhetzt, im sardischen Finanzer
Falqui „den Bringer des Fortschritts und der Kultur“ gehasst
und mit Mordlust verfolgt.

„Lumpen, Verbrecher, Hyänen“
Der  Nebenkläger  Dr.  Dadea  nannte  die  Bauernburschen
„Ränkeschmiede  mit  dem  finsteren  Blick  des  Verbrechers,
abgefeimte Delinquenten unter der Maske der Naivität, halbe
Kannibalen,  Wegelagerer  und  Mörder  …  Acht  Lumpen,  acht
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Verbrecher, acht Hyänen haben barbarisch gemordet!“, rief er
in den Gerichtssaal.

Das Urteil erster Instanz wurde am 16. Juli 1957 gesprochen.
Es lautete: 

Als  des  Mordes  schuldig  erhielten:   Alois  Ebner  24  Jahre
Kerker, Florian Weissteiner 16 Jahre Kerker, Georg Knollseisen
16 Jahre Kerker, Paul Unterkircher l0 Jahre Kerker, Bernhard
Ebner 16 Jahre Kerker, Isidor Unterkircher 16 Jahre Kerker,
Johann  Huber,  der  nachweislich  nicht  einmal  am  Raufhandel
beteiligt war und für den selbst der Staatsanwalt Freispruch
beantragt hatte: 13 Jahre Kerker. Insgesamt 113 Jahre Kerker.

Schlagzeile in den „Oberösterreichischen Nachrichten“ vom 18.
Juli 1957

Die „Liga für Menschenrechte“ veröffentlichte im Jahre 1958
eine  Broschüre,  in  welcher  der  Skandalprozess  gegen  die
Pfunderer Burschen eingehend untersucht und dargestellt wurde.
Auf dem Umschlagbild ist der junge Pfunderer Alois Ebner zu
sehen.

Entsetzen in Tirol
Das Urteil rief in ganz Tirol Entsetzen hervor. Am 1. April
1958 ruhte in ganz Nordtirol von 10 Uhr bis 10.05 Uhr alle
Arbeit  zu  einem  Gedenken  an  die  Pfunderer  Burschen.
Landeshauptmann  Dr.  Tschiggfrey,  erklärte  während  dieser
Gedenkminuten über den Rundfunk:

„In diesen Augenblicken ruht die Arbeit in Stadt und Land. In
Häusern und Fabrikhallen schweigt  der Lärm. Das Tiroler Volk
denkt,  von  tiefstem  Leid  erfasst,  an  jene  sechs  jungen
Bauernsöhne  eines  entlegenen  Südtiroler  Bergdorfes,  deren
Leben  durch  einen  Richterspruch  ganz  oder  teilweise
vernichtet  wird.“
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Zahlreiche  österreichische  und  bundesdeutsche  Zeitungen
prangerten die Methoden der italienischen Justiz an

 Staatsanwalt Mario Martin: „Ich würde es
heute wieder tun!“
Der  Gründer  des  BAS,  Sepp  Kerschbaumer,  begab  sich  nach
Pfunders und hielt in dem dortigen Pfarrhof einen 15tägigen
Hungerstreik ab. In einem Flugblatt erklärte er: „In ihrem
blinden Nationalismus haben sich die Welschen gerade durch
dieses  Hassurteil  selbst  den  größten  Schaden  zugefügt.“
(Zitiert nach: Josef Fontana / Hans Mayr: „Sepp Kerschbaumer“,
Bozen 2000, S. 75)

Am  16.  Januar  1960  bestätigte  der  italienische
Kassationsgerichtshof  das  unglaubliche  Urteil  gegen  die
Pfunderer. (Über den gesamten Prozess siehe: Armand Mergen:
„Der Pfunderer Prozess“, Schriften des Bergisel-Bundes Nr. 1,
Innsbruck 1958; sowie N.N.: Justiz in Südtirol“, Sonderdruck
der Österreichischen Liga für Menschenrechte, Sektion Tirol,
Innsbruck 1958)

In  ohnmächtigem  Zorn  schrieb  Sepp  Kerschbaumer  in  einem
neuerlichen Flugblatt:

„Wir waren solche Justizverbrechen bei allen Gewaltsystemen,
beim Kommunismus, beim Faschismus und Nationalsozialismus und
bei den Kolonialmächten gewohnt. Aber daß wir diese Schande
auch unter einer sogenannten christlichen Regierung erleben
müssen, verschlägt einem die Stimme.“ (Zitiert nach: Josef
Fontana / Hans Mayr: a. a. O., S. 77)

Der Staatsanwalt Mario Martin blieb auch späterhin stolz auf
seine damalige Rolle. Als er im Jahre 1961 den BAS-Chef Sepp
Kerschbaumer aus Frangart verhörte und dieser auf die Rolle
des Staatsanwaltes im Pfunderer Prozess zu sprechen kam, fuhr
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Martin auf und rief: „Das war ich. Ich habe lebenslänglich
verlangt. Und ich würde es heute wieder tun.“ (Zitiert nach:
Josef Fontana / Hans Mayr: „Sepp Kerschbaumer“, Bozen 2000, S.
75)

Der Fall Pupp
Am 20. November 1961 stand der 22jährige Sohn des Südtiroler
Landtagsabgeordneten  Ferdinand  Pupp  vor  dem  1.  Bozner
Schwurgericht. Er erhielt eine Kerkerstrafe von 10 Monaten,
weil er in angeheitertem Zustand in einem Bozner Gasthaus
unvorsichtigerweise ausgerufen hatte:

„Wir  sind  hier  nicht  in  Italien,  sondern  in  Südtirol  –
Österreich!“

Unzählig waren die laufenden Verurteilungen in den Fünfziger-
und  Sechzigerjahren  wegen  Schmähung  der  Fahne,  der
Streitkräfte,  der  Nation  usw.,  usw….

Für einen Leserbrief ins Gefängnis
Am  3.  September  1962  hatte  die  Wiener  Tageszeitung  „Die
Presse“ einen Leserbrief von Frau Rosa Ebner aus Mühlen, der
Schwester eines inhaftierten und schwer gefolterten Südtiroler
Freiheitskämpfers, veröffentlicht, in welchem es hieß:

„Denn bei Gott, wir selber haben keinen Grund zur Zuversicht.
Es sei denn, wir freuten uns an dem, was sich nach den
Sprengstoffanschlägen in den Gefängnissen von Bozen und Eppan
abgespielt  hat:  an  den  Folterungen  und  daß  zwei  daran
gestorben sind, an den zu Krüppeln Geschlagenen …“  

Rosa Ebner
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Der Untersuchungsrichter Mario Martin vernahm Rosa Ebner und
fragte sie, ob sie bereit sei, den Inhalt des Leserbriefes
zurück zu nehmen. Sie verneinte. Mario Martin steckte die Frau
dafür in Untersuchungshaft und klagte sie nach einem alten
Politparagraphen aus dem faschistischen „Codice Rocco“ wegen
„antinationaler Tätigkeit im Ausland“ an. Die Strafandrohung
sah  Kerker  „nicht  unter  5  Jahren“  dafür  vor.  Das  Gericht
sprach sie jedoch frei. (Der Schandparagraph wurde erst im
Jahre 2006 abgeschafft!)

Die  italienische  Justiz  und  die
Südtiroler  Freiheitskämpfer  –  Es
ging  um  die  Vernichtung  der
„Staatsfeinde“

Auf dem Justizpalast in Bozen ist bis heute eine aus der
Faschistenzeit  stammende  Aufschrift  zu  lesen,  die  das
ungebrochene Selbstverständnis der Bozner politischen Justiz
bis heute getreu wiedergibt:
„Für  das  italische  Imperium  mit  Mut,  der  Justiz,  der
Hierarchie,  mit  Zähnen  und  Klauen“.

In diesem Geist handelte auch der ehemalige Faschist Mario
Martin, dem von der Justiz die Aufgabe anvertraut worden, als
Untersuchungsrichter  die  Prozesse  gegen  die  Südtiroler
Freiheitskämpfer vorzubereiten. Am 2. Februar 1963 lief er zu
seiner  Höchstform  auf,  als  er  das  Untersuchungsurteil  zum
ersten  großen  Mailänder  Südtirolprozess  vorlegte,  der  1964
dann in Mailand über die Bühne gehen sollte.

Insgesamt handelte es sich um 94 Angeklagte – 87 Südtiroler, 6
Österreicher und 1 Deutschen. Davon befanden sich 68 in Haft,
die anderen galten als „flüchtig“ und wurden in Anwesenheit
angeklagt.
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Die  konzipierte  Vernichtung  der
Angeklagten
Eine Besonderheit des in den Sechzigerjahren noch gültigen
faschistischen  Strafrechtes  war,  dass  die  Strafen  einfach
addiert wurden, wenn ein- und dieselbe Tathandlungen gegen
mehrere  Paragraphen  des  Strafgesetzbuches  verstieß.  Der
faschistische „Codice Rocco“ verfügte über eine ganze Reihe
von  politischen  Gummi-Paragraphen,  die  jeweils  auf  einen
Tatbestand gleichzeitig angewendet werden konnten. Das ergab
entsetzlich hohe Strafandrohungen, aber schließlich war der
„Codice  Rocco“  ja  dazu  konzipiert  worden,  die  Feinde  des
faschistischen Staates vor Gericht vernichten zu können.

Der  Untersuchungsrichter  Mario  Martin  war  zur  völligen
Vernichtung  der  Angeklagten  im  Mailänder  Südtirolprozess
entschlossen.

In seinem Untersuchungsurteil verfügte er, dass gegen 84 der
94 Angeklagten vor Gericht wegen Mordes vorgegangen werde.
Anlass  zu  dieser  Ungeheuerlichkeit  war  der  Unfalltod  des
italienischen Straßenwärters Giovanni Postal in der Feuernacht
des  11.  Juni  1961  gewesen,  der  tragischer  Weise  als
unerfahrener  Laie  versucht  hatte,  eine  nicht  detonierte
Sprengladung  in  der  Salurner  Klause  eigenmächtig  zu
entschärfen, statt die Carabinieri zu alarmieren und auf das
professionelle Entschärfungskommando zu warten.

Nun sollten für die Unüberlegtheit und den Leichtsinn des
Strassenwärters Postal nahezu alle Angeklagten wegen „Mordes“
jeweils  zu  einer  Haftstrafe  zwischen  21  Jahren  und
Lebenslänglich  verurteilt  werden.

Ein  Menschenrecht  wurde  zum
Staatsverbrechen erklärt
Doch damit noch nicht genug: Mario Martin wollte sicher gehen,



dass so gut wie alle Angeklagten tatsächlich eine lebenslange
Haftstrafe  erhielten  und  verfügte  in  seinem
Untersuchungsurteil, dass gegen 85 von ihnen wegen Artikel 241
des Hochverratsparagraphen des faschistischen „Codice Penale“
(„Anschlag auf die Unversehrtheit, Unabhängigkeit oder Einheit
des Staates“) vorgegangen werde. Strafmaß: Lebenslänglich.

Er  begründete  dies  damit,  dass  die  Angeklagten  die
Selbstbestimmung  für  Südtirol  hätten  herbeiführen  wollen.
Mario  Martin  stellte  damit  etwas  unter  lebenslängliche
Strafandrohung,  was  seit  dem  Beitritt  Italiens  zu  den
Vereinten  Nationen  zu  dem  auch  von  Italien  anerkannten
menschenrechtlichen Bestand des Völkerrechtes gehört.

Dazu kamen noch weitere Paragraphen wie jener der „politischen
Verschwörung“,  des  Sprengstoffbesitzes,  und  dann  natürlich
jene, die sich auf die Anschläge selbst bezogen.

Untersuchungsrichter  Mario  Martin  und
Staatsanwalt  Mauro  Gresti:  Erfolterte
Geständnisse sind gültig!
Keinesfalls sollte die gnadenlose Verurteilung der Angeklagten
daran  scheitern,  dass  ihre  Geständnisse  unter  der  Folter
zustande gekommen waren. Deshalb schrieb Mario Martin in sein
Untersuchungsurteil folgende Ungeheuerlichkeit hinein:

„Die Geständnisse vor der Polizei dürfen nicht annulliert
werden,  nur  weil  behauptet  wird,  sie  seien  durch  Folter
abgenötigt  worden  …  auf  jeden  Fall  hat  der
Untersuchungsrichter  persönlich  keinerlei  Anzeichen  von
eventuellen Misshandlungen an den Häftlingen bemerkt.“

(Dr. Sandro Canestrini: „Die Herz-Jesu-Nacht 1961 – Justiz und
öffentliche Meinung in Italien“, in: Schützenkompanie „Sepp
Kerschbaumer“ Eppan (Hrsg.): „…grüß mir die Heimat, die ich
mehr  als  mein  Leben  geliebt“  Erinnerungsschrift  zum  30.



Todestag von Sepp Kerschbaumer und Luis Amplatz, Eppan 1994,
S. 29)

Staatsanwalt Gresti: „Man
kann trotz Misshandlungen
die Wahrheit sagen!“

Im  Mailänder  Prozess  vertrat  dann  der  Staatsanwalt  Mauro
Gresti  ebenfalls  den  Standpunkt,  dass  selbst  unter  Folter
erpresste  Geständnisse durchaus inhaltlich richtig und daher
auch gültig sein könnten. Man könne „trotz Misshandlungen die
Wahrheit sagen“, argumentierte er und verwies darauf, dass
sich in der gültigen Strafprozessordung (Anm.: die ebenso wie
der  „Codice  Penale“  aus  der  Faschistenzeit  stammte)  keine
Bestimmung finde, solche erzwungenen Geständnisse nicht als
Beweismittel würdigen zu können.

Ein  politischer  Wandel  rettete  die
Südtiroler  Häftlinge  vor  einem
juristischen Massaker

Blick auf einen Teil der Anklagebank in Mailand. Der schwer
gefolterte  Sepp  Kerschbaumer  aus  Frangart  (x)  sollte  die
höchste Haftstrafe bekommen. Er starb dann auch im Gefängnis,
sein Herz hatte den Belastungen von Folter und Haft nicht
standgehalten. Der Untersuchungsrichters Mario Martin wollte
so gut wie alle Angeklagten bis zu ihrem Tod einkerkern.

Nach dem Willen des Untersuchungsrichters Mario Martin hätte
der Mailänder Prozess zu einem wahren juristischen Massaker
mit  der  Verhängung  nahezu  durchwegs  lebenslanger  und
zusätzlicher  jahrelanger  Haftstrafen  werden  sollen.

Was die Angeklagten vor diesem Schicksal rettete, war der
politische Umschwung im Dezember 1963, als der Christdemokrat
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Aldo  Moro  eine  politisch  gemäßigte  Mitte-Links-
Koalitionsregierung mit dem Sozialdemokraten Giuseppe Saragat
als  Außenminister  bildete.  Dieses  Kabinett  war  an  einer
Verhandlungslösung in der Südtirolfrage interessiert.

Das  hatte  eine  direkte  Auswirkung  auf  das  Verfahren  in
Mailand. Der Historiker Hans Karl Peterlini berichtet:

„Von Saragat ergeht ein gezielter Wink an Richter Simonetti,
die Verhandlung möglichst fair und entschärfend zu führen. So
teilt  Saragats  Kabinettschef,  der  Gesandte  Franco  Maria
Malfatti, dem österreichischen Botschafter Max Löwenthal mit,
man habe Simonetti wissen lassen, ‚dass die Regierung an
milden Urteilen politisch interessiert sei.‘“

(Hans Karl Peterlini: „Südtiroler Bombenjahre“, Bozen 2005, S.
216)

Das von Mario Martin vorbereitete juristische Massaker an den
Angeklagten war in Rom nun nicht mehr erwünscht.

Dem  Vorsitzenden
Simonetti wurde aus Rom
bedeutet,  dass  ein
juristisches  Massaker
an  den  Angeklagten
unerwünscht  sei.

Während des Prozesses verzichtete schließlich der Staatsanwalt
Mauro Gresti auf den Hochverratsparagraphen Art. 241 und auf
die Mordanklage.

Am 16. Juli 1964 wurden die Urteile verkündet. Sie waren immer
noch hart genug und ergaben zusammengezählt rund ein halbes
Jahrtausend  an  Haftjahren.  Der  Hauptangeklagte  Sepp
Kerschbaumer  erhielt  15  Jahre  und  11  Monate.  Erst  die
Verhandlungen über das Autonomiepaket des Jahres 1969 führten

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2017/05/64e-Dott-Gustavo-Simonetti.jpg


zur Entlassung der letzten Gefangenen.

 

Wie  Vertreter  des  Staates  in  den
Südtirol-Prozessen argumentierten
Stellvertretend  für  zahlreiche  weitere  Äußerungen  von
Staatsadvokaten und Staatsanwälten sei hier wiedergegeben, wie
der italienische Staatsadvokat Paolo Di Tarsia am 15. März
1966  im  2.  Mailänder  Südtirol-Prozess  in  seinem
Schlussplädoyer  argumentiert  hatte.  Darüber  berichteten  die
„Südtiroler Nachrichten“ wie folgt:

Aus „Südtiroler Nachrichten“ vom 4. April 1966

„Das Verlangen der Südtiroler nach einer Autonomie bezeichnete
Di Tarsia z. B. als ‚irrtümliche Interpretation der Position
einer Minderheit‘. Nach der Menschenrechtskonvention gebe es
nur einen Schutz für Individuen, das Verlangen nach einem
Schutz der Minoritätengruppe sei weder durch das italienische,
noch durch das internationale Recht gedeckt, behauptete er.

Es sei undenkbar, dass Italien im ‚Alto Adige‘ (Südtirol) eine
teutonische  nationale  Reservation  errichte.  Als  ebenso
undenkbar bezeichnete er die Forderungen der Südtiroler nach
einem Stopp der italienischen Unterwanderung. Diese Forderung
zu erheben, sei ‚illegal‘.“

Ein  berühmter  Strafrechtslehrer  stellte
die  italienische  Rechtsordnung  an  den
Pranger

Der  italienische
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Strafrechtslehrer
und  Verteidiger
Pietro  Nuvolone

Gegen  derartige  Positionen  nahm  der  berühmte  italienische
Strafrechtslehrer, Universitätsprofessor Pietro Nuvolone, klar
und  deutlich  Stellung.  Im  Januar  1966  fand  er  in  einem
weiteren  Mailänder  Schwurgerichtsprozess,  vor  dem  sich  58
angeklagte  Südtiroler  verantworten  mußten,  in  seiner
Eigenschaft als Verteidiger offene und mutige Worte. Prof.
Nuvolone sagte, daß die Anklage nach einem Gesetz, welches
nach Herkunft und Inhalt als faschistisch zu klassifizieren
ist,  und  welches  in  Widerspruch  zu  den  nach  1945  in
internationalen Verträgen verankerten Menschenrechten steht,
verfassungswidrig sei. Das Gericht schloß sich dieser Ansicht
jedoch  nicht  an  und  urteilte  nach  den  alten  Mussolini-
Paragraphen.

Noch 1987: Handschellen und Haft für die
Forderung nach Selbstbestimmung
Der faschistische Kodex blieb weiterhin in Kraft und eifrige
Staatsanwälte in Bozen, Mailand und Rom legen ihn als Meßlatte
für die Strafbarkeit öffentlicher Äußerungen über Fragen der
Selbstbestimmung und der Föderalisierung des Staates an. Am 7.
August 1987 berichtete die Bozener Tageszeitung „Alto Adige“
über  die  Verhaftung  von  15  Mitgliedern  des  Südtiroler
Heimatbundes,  die  anläßlich  der  KSZE-Konferenz  in  Wien
öffentlich  für  die  Selbstbestimmung  demonstriert  hatten:
„Handschellen für 15 Heimatbund-Mitglieder“. Das italienische
Nationalistenblatt hatte damals eine kurze liberale Phase und
befand:  „Die  politische  Konfrontation  braucht  keine
faschistischen  Normen“.  Der  Haftbefehl  war  nämlich  wegen
„antinationaler Aktivitäten im Ausland“ ergangen, einem guten,
alten faschistischen Paragraphen aus dem Rocco-Kodex.

Wenngleich  das  Verfahren  in  der  Folge  eingestellt  werden



mußte, blieb der faschistische „codice penale“ doch weiter in
Geltung und wurde erst im Jahre 2005 teilweise entschärft.


